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Die Landesjustizverwaltungen und das Bundesministerium der Justiz haben die
anliegende Neufassung der Strafvollstreckungsordnung und der Einforderungs- und
Beitreibungsanordnung vereinbart. Hiermit werden diese Neufassungen fir das Land
Bremen in Kraft gesetzt.

Il.
Diese Allgemeine Verfugung tritt am 1. August 2011 in Kraft.

Gleichzeitig treten die Strafvollstreckungsordnung vom 10. Februar 1956, zuletzt geandert
durch Allgemeine Verfigung vom 20. Méarz 2001 (Brem.ABI. S. 355), und die
Einforderungs- und Beitreibungsanordnung vom 20. November 1974, geandert durch
Allgemeine Verfigung vom 20. Marz 2001 aul3er Kraft.

Bremen, den 18. Juli 2011

Der Senator fur
Justiz und Verfassung
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Vom 1. August 2011
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Vereinbarung der L&nder zur Vereinfachung und Beschleunigung der Strafvollstreckung
und der Vollstreckung anderer freiheitsentziehender Malinahmen in Straf- und
Bul3geldsachen vom 8. Juni 1999

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

81
Geltungsbereich

(1) Die Vorschriften der Strafvollstreckungsordnung gelten fiir die Vollstreckung von
Urteilen und ihnen gleichstehenden Entscheidungen, die auf eine Strafe, Nebenstrafe,
Nebenfolge oder Mal3regel der Besserung und Sicherung lauten.

(2) Die Vorschriften der Strafvollstreckungsordnung gelten ferner, soweit die 88 87, 88 dies
bestimmen, fur die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen nach dem Gesetz Uber
Ordnungswidrigkeiten sowie fur die Vollstreckung von Ordnungs- und Zwangshatft in Straf-
und BuRRgeldsachen.

(3) Fur die Vollstreckung von Entscheidungen gegen Jugendliche und Heranwachsende
gelten die Vorschriften der Strafvollstreckungsordnung nur, soweit das
Jugendgerichtsgesetz (JGG), die Richtlinien dazu (RiJGG)l, die Landesgesetze zum

Jugendstrafvollzug 2 die Bundeswehrvollzugsordnung (BonIIzO)3 und das Gesetz Uber
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) nichts anderes bestimmen.

§2
Nachdriickliche Vollstreckung

(1) Im Interesse einer wirksamen Strafrechtspflege ist die richterliche Entscheidung mit
Nachdruck und Beschleunigung zu vollstrecken.

(2) Durch Gnadengesuche sowie durch andere Gesuche und Eingaben darf die
Vollstreckung grundsatzlich nicht verzdogert werden.

§3
Aufgaben der Vollstreckungsbehorde

(1) Die Vollstreckungsbehdrde prift, ob die Voraussetzungen der Vollstreckung gegeben
sind. Sie trifft die Anordnungen, die zur Durchfiihrung der Entscheidung erforderlich sind.

(2) Die Verantwortlichkeit der Vollstreckungsbehérde erstreckt sich nicht auf den
besonderen Pflichtenkreis der Vollzugsbehdrde.
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§4
Volistreckungsbehorde

Vollstreckungsbehdrde ist

1. die Staatsanwaltschaft, soweit nichts anderes bestimmt ist;

2. die Generalstaatsanwaltschaft, wenn das Oberlandesgericht im ersten Rechtszug
entschieden hat und nicht ein Fall der Nummer 3 vorliegt;

3. der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof in Sachen, in denen im ersten
Rechtszug in Austibung von Gerichtsbarkeit des Bundes entschieden worden ist
(Artikel 96 Absatz 5 des Grundgesetzes — GG —, 88 120, 142a des
Gerichtsverfassungsgesetzes — GVG -).

85
(aufgehoben)

§6
Sachliche Zustandigkeit fiir dringende

Vollstreckungsanordnungen

Ist die sachlich zustandige Vollstreckungsbehérde nicht alsbald erreichbar, so kann
anstelle der Staatsanwaltschaft die Generalstaatsanwaltschaft dringende
Strafvollstreckungsanordnungen treffen.

§7
Ortliche Zustindigkeit der Vollstreckungsbehérde

(1) Die ortliche Zustandigkeit der Vollstreckungsbehdrde bestimmt sich nach dem Gericht
des ersten Rechtszuges (vergleiche § 143 Absatz 1 GVG).

(2) Hat das Revisionsgericht in den Fallen des § 354 Absatz 2, der 88 354a und 355 der
Strafprozessordnung (StPO) eine Sache unter Aufhebung des Urteils zur Verhandlung und
zur Entscheidung an ein anderes Gericht zuriickverwiesen, so bestimmt sich die
Zustandigkeit der Vollstreckungsbehérde nach diesem Gericht. Ist im
Wiederaufnahmeverfahren eine Entscheidung nach 8§ 373 StPO ergangen, so bestimmt
sich die Zustandigkeit der Vollstreckungsbehdrde in den Féllen des § 140a Absatz 1 und 3
Satz 2 GVG nach dem Gericht, das diese Entscheidung getroffen hat.

(3) Ist die ortlich zustandige Vollstreckungsbehdrde nicht alsbald erreichbar, so kann
dringende Vollstreckungsanordnungen auch eine o6rtlich unzustandige
Vollstreckungsbehdorde treffen (vergleiche § 143 Absatz 2 GVG).
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(4) Die Zustandigkeit zur Vollstreckung einer nachtraglich gebildeten Gesamtstrafe
einschlief3lich der MalRnahmen, Nebenstrafen und Nebenfolgen richtet sich nach dem
Gericht, das sie angeordnet hat (88 460, 462, 462a Absatz 3 StPO, 88 53 und 55 StGB).
Malinahmen, Nebenstrafen und Nebenfolgen aus friiheren Entscheidungen werden in
nachtraglichen Gesamtstrafen entweder aufrechterhalten oder bei Hinzutreten neuer
Malinahmen, Nebenstrafen und Nebenfolgen einheitlich angeordnet, sofern sie nicht
erledigt oder durch die neue Entscheidung gegenstandslos geworden sind. Fir die
Vollstreckung einer nicht in die nachtraglich gebildete Gesamtstrafe einbezogenen Strafe
einschlief3lich der mit ihr zu vollstreckenden MalRnahmen, Nebenstrafen oder
Nebenfolgen, verbleibt es bei der Zustandigkeit der Vollstreckungsbehdrde gemal Absatz
1und 2.

§8
Mitteilungen bei Vollstreckung von Gesamtstrafen, MaBnahmen,

Nebenstrafen und Nebenfolgen

(1) Die zur Volistreckung einer Gesamtstrafe zustandige Vollstreckungsbehorde teilt die
Bildung der Gesamtstrafe und die Ubernahme der Vollstreckung unverziglich zu allen
betroffenen Verfahren mit. Sie fugt der Mitteilung eine beglaubigte Abschrift des
erkennenden Teils der Entscheidung Uber die Gesamtstrafe bei, auf welcher der Zeitpunkt
des Eintritts der Rechtskraft vermerkt ist.

(2) Bei einbezogenen Freiheitsstrafen, deren Vollstreckung zur Bewahrung ausgesetzt
war, ist neben der Mitteilung an die Vollstreckungsbehorde zusétzlich eine Mitteilung an
das die Bewéahrung tberwachende Gericht zu fertigen.

(3) Absatz 1 gilt fur aufrecht erhaltene oder einheitlich angeordnete Maflinahmen,
Nebenstrafen und Nebenfolgen entsprechend.

§9
Vollstreckungshilfe

(1) Soll eine Vollstreckungsanordnung auf3erhalb des Landes, in dem die
Vollstreckungsbehdrde ihren Sitz hat, durch eine Landesbehdrde durchgefiihrt werden, so
ist - sofern nicht durch die Vereinbarung der Lander der Bundesrepublik Deutschland zur
Vereinfachung und zur Beschleunigung der Strafvollstreckung und der Vollstreckung
anderer freiheitsentziehender Mal3nahmen in Straf- und Buf3geldsachen vom 8. Juni 1999
(Anlage) eine einfachere und schnellere Durchfiihrung ermoéglicht wird — die hierfir ortlich
zustandige Staatsanwaltschaft des anderen Landes um Vollstreckungshilfe zu ersuchen.
Die Zustandigkeit bestimmt sich bei Ersuchen um Vollstreckung von Freiheitsstrafen nach
den 88 162, 163 GVG,; in den ubrigen Fallen, insbesondere bei Anordnungen nach 88 63,
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64 oder 66 des Strafgesetzbuches (StGB), sind diese Bestimmungen sinngemar
anzuwenden (8 463 Absatz 1 StPO). Ist eine Mal3regelvollzugseinrichtung eines anderen
Landes fur den Vollzug der Unterbringung nach 88 63 oder 64 StGB zustandig, ist die
oOrtlich zustandige Staatsanwaltschaft dieses Landes um Vermittlung der Aufnahme in die
Maldregelvollzugseinrichtung zu ersuchen; dabei darf die Vermittlung der Aufnahme in die
Maldregelvollzugseinrichtung als Vollstreckungshilfe nicht von einer
Kostenubernahmeerklarung des ersuchenden Landes fir die zu erwartenden
Vollzugskosten abhangig gemacht werden. Unberiihrt bleiben 88 48 und 57.

(2) Der Generalbundesanwalt kann in den Fallen, in denen er Vollstreckungsbehdorde ist,
unmittelbar vollstrecken.

§10
Geschifte der Strafvollstreckung

Fur die Wahrnehmung der Geschéfte der Strafvollstreckung gilt 8 31 des
Rechtspflegergesetzes.

§11
(aufgehoben)

§12
(aufgehoben)

§13
Urkundliche Grundlage der Vollstreckung

(1) Die Vollstreckung setzt die Rechtskraft der Entscheidung voraus (8 449 StPO).

(2) Urkundliche Grundlage der Vollstreckung ist die Urschrift oder eine beglaubigte
Abschrift der Entscheidung oder ihres erkennenden Teils; auf ihr muss die Rechtskraft
bescheinigt und angegeben sein, wann sie eingetreten ist (§ 451 Absatz 1 StPO).

(3) Wird eine Einziehungsentscheidung gegen einen Einziehungsbeteiligten oder zulasten
eines Nebenbetroffenen getroffen, bedarf es fur deren Vollstreckung der Rechtskraft der
Entscheidung gegeniber diesen (8 430 Absatz 1 und 4 Satz 1, § 432 Absatz 1 Satz 1, §
438 Absatz 3 StPO).

(4) Die Rechtskraft kann bereits bescheinigt werden, bevor die schriftlichen Urteilsgriinde
vorliegen. Ist die verurteilte Person in Haft, so hat die die Rechtskraft bescheinigende
Stelle die urkundliche Grundlage der Vollstreckung binnen drei Tagen nach Eintritt der
Rechtskraft der Vollstreckungsbehérde zu tibersenden.
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(5) Die Rechtskraft bescheinigt die Urkundsbeamtin oder der Urkundsbeamte der
Geschaéftsstelle beim Gericht des ersten Rechtszuges. Wird gegen ein Berufungsurteil
keine Revision eingelegt, so bescheinigt sie die Urkundsbeamtin oder der Urkundsbeamte
der Geschéftsstelle beim Berufungsgericht.

(6) Wird gegen ein Urteil Revision eingelegt, so behalt die Vollstreckungsbehotrde eine
beglaubigte Abschrift des erkennenden Teils der fur die Vollstreckung erforderlichen Urteile
zurtick. Die Urkundsbeamtin oder der Urkundsbeamte der Geschéftsstelle beim
Revisionsgericht Ubersendet der Vollstreckungsbehorde unverziiglich eine beglaubigte
Abschrift des erkennenden Teils des Revisionsurteils, wenn dieses die Rechtskraft des
angefochtenen Urteils herbeigefiihrt hat oder selbst vollstreckungsfahig ist. Dasselbe gilt,
wenn die Revision durch Beschluss verworfen wird und die Akten nicht sofort
zuruckgegeben werden kénnen.

§14
Weitere urkundliche Grundlagen der Vollstreckung

(1) Weitere urkundliche Grundlage der Vollstreckung ist die Urschrift oder eine beglaubigte
Abschrift der Entscheidung oder ihres erkennenden Teils, durch die

1. eine Verurteilung zu der vorbehaltenen Strafe (8 59b StGB) ausgesprochen wird,;

2. die Aussetzung einer Strafe, eines Strafrestes oder einer Unterbringung (8 56f Absatz
1, 8 57 Absatz 3, § 57a Absatz 3, § 67g Absatz 1 bis 3 StGB) oder ein Straferlass (8
569 Absatz 2 StGB) widerrufen wird;

3. eine Anordnung uber eine vom Urteil abweichende Reihenfolge der Vollstreckung von
Freiheitsstrafen und freiheitsentziehenden Mal3regeln (8 67 Absatz 3 StGB) getroffen
wird;

4. der Vollzug der Freiheitsstrafe angeordnet wird (8 67 Absatz 5 Satz 2, Halbsatz 2
StGB);

5. die Uberweisung in den Vollzug einer anderen freiheitsentziehenden MaRregel
angeordnet wird (8 67a Absatz 1 bis 3 StGB);

6. nach § 67c Absatz 2 StGB die Vollstreckung einer Unterbringung angeordnet wird;

7. nach 8§ 67d Absatz 5 StGB bestimmt wird, dass die Unterbringung in einer
Entziehungsanstalt nicht weiter zu vollziehen ist;
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der Vollzug der nachsten freiheitsentziehenden Mal3regel angeordnet wird (8 72
Absatz 3 StGB).

(2) 8 13 Absatz 2, 3 und 4 Satz 1 gilt entsprechend.

§15
Vollstreckungsheft

(1) Die zur Einleitung der Strafvollstreckung erforderlichen Akten soll die
Vollstreckungsbehdrde erst aus der Hand geben, wenn sie die erforderlichen
Vollstreckungsanordnungen in die Wege geleitet hat. Die Durchfihrung eines
Rechtsmittelverfahrens darf nicht verzégert werden.

(2) Ist damit zu rechnen, dass die Akten wéahrend der Vollstreckung anderweitig bendtigt
werden, oder handelt es sich um Strafsachen groReren Umfangs, so ist ein
Vollstreckungsheft anzulegen. Bei Strafsachen mit mehreren Verurteilten ist fur jede
verurteilte Person ein besonderes Vollstreckungsheft erforderlich.

8§16
Inhalt des Vollstreckungsheftes

(1) Zum Vollstreckungsheft sind zu nehmen:

1. eine mit der Bescheinigung der Rechtskraft versehene beglaubigte Abschrift der
Entscheidung und, soweit darin gemaf § 267 Absatz 4 StPO auf den Anklagesatz,
die Anklage gemanR § 418 Absatz 3 Satz 2 StPO, den Strafbefehl oder den
Strafbefehlsantrag verwiesen wird, auch eine beglaubigte Abschrift dieser
Schriftstiicke oder Entscheidungen sowie, wenn nachtraglich eine Gesamtstrafe
gebildet worden ist, auch eine beglaubigte Abschrift der einbezogenen
Entscheidungen;

2. eine mit Bescheinigung der Rechtskraft versehene beglaubigte Abschrift der
Beschlusse,
a) durch welche die Vollstreckung eines Strafrestes oder einer Unterbringung zur
Bewéhrung ausgesetzt worden ist,

b) diein § 14 Absatz 1 genannt sind;

3. eine beglaubigte Abschrift der Entscheidungen, durch die in den Fallen der Nummern
1 und 2 Uber ein Rechtsmittel entschieden worden ist, und eine beglaubigte Abschrift
sonstiger die Strafvollstreckung betreffender Beschlisse;

4. die fur die Berechnung der Strafzeit mal3gebenden Angaben;
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5. samtliche die Strafvollstreckung betreffenden Verfigungen, Gesuche, Eingaben und
andere Eingange.

(2) Kostenrechnungen, Zahlungsanzeigen und Nachrichten der zustadndigen Kasse tber
die Loschung des Kostensolls sind unter dem Aktendeckel vor dem ersten Blatt des
Vollstreckungsheftes einzuheften oder, wenn dieses nicht zu heften ist, lose zu verwahren
(vergleiche 8§ 3 Absatz 3 der Kostenverfiigung), soweit nichts anderes bestimmt ist.

8§17
Absehen von der Volistreckung bei Auslieferung

und Ausweisung

(1) Soll eine verurteilte Person wegen einer anderen Tat einer auslandischen Regierung
ausgeliefert oder aus dem raumlichen Geltungsbereich der Strafprozessordnung
ausgewiesen werden, so priift die Vollstreckungsbehorde — unter Beachtung der hierzu
erlassenen landesrechtlichen Vorschriften —, ob und inwieweit es angezeigt ist, von der
Vollstreckung einer Freiheitsstrafe, einer Ersatzfreiheitsstrafe oder einer Maf3regel der
Besserung und Sicherung abzusehen (§ 456a StPO). Sieht die Vollstreckungsbehdrde von
der Vollstreckung ab, so teilt sie dies der Auslanderbehdrde mit und legt einen
Suchvermerk im Bundeszentralregister nieder.

(2) Die Vollstreckungsbehdorde soll zugleich mit dem Absehen von der Vollstreckung die
Nachholung fir den Fall anordnen, dass die ausgelieferte oder ausgewiesene Person
zurtckkehrt, und hierzu einen Haftbefehl oder einen Unterbringungsbefehl erlassen sowie
die erforderlichen FahndungsmalRnahmen, insbesondere die Ausschreibung zur
Festnahme, veranlassen. Hiertber ist die verurteilte Person in einer fir sie verstandlichen
Sprache zu belehren. Die Belehrung ist aktenkundig zu machen. Sie kann der
Vollzugsanstalt Ubertragen werden.

§18
Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland

Fur den Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland gelten insbesondere die jeweiligen
vilkerrechtlichen Ubereinkiinfte, das Gesetz uber die internationale Rechtshilfe in
Strafsachen, das Uberstellungsausfiihrungsgesetz und die Richtlinien fir den Verkehr mit
dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten (RiVASt)*.

§19
Rechtskraft bei einzelnen Verurteilten

Haben von mehreren Angeklagten nur Einzelne das Urteil mit der Revision angefochten,
so steht 8 357 StPO der Vollstreckung gegen die Ubrigen Verurteilten nicht entgegen. Ist
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zu erwarten, dass das Revisionsgericht das Urteil auch gegentber der verurteilten Person,
gegen die vollstreckt werden soll, als angefochten behandelt, so kann die Vollstreckung
aufgeschoben oder unterbrochen werden.

§20
Verlangerung der Verjahrung

Ist zweifelhaft, ob die Auslieferung oder Uberstellung einer verurteilten Person erreicht
werden kann, so beantragt die Vollstreckungsbehorde die Verlangerung der
Verjahrungsfrist (8 79b StGB) in der Regel erst, nachdem sie der obersten Justizbehdrde
berichtet hat.

§21
Beschwerden

(1) Uber Einwendungen gegen eine Entscheidung oder eine andere Anordnung der
Vollstreckungsbehoérde entscheidet, soweit nicht das Gericht dafur zustandig ist (88 458,
4590 StPO, § 83 Absatz 1 JGG),

1. die Generalstaatsanwaltschaft, wenn die Staatsanwaltschaft oder die Jugendrichterin
als Vollstreckungsleiterin oder der Jugendrichter als Vollstreckungsleiter,

2. die oberste Behotrde der Landesjustizverwaltung, wenn die
Generalstaatsanwaltschaft,

3. das Bundesministerium der Justiz, wenn der Generalbundesanwalt beim
Bundesgerichtshof

die beanstandete Entscheidung oder Anordnung getroffen hat.
(2) Durch Einwendungen nach Absatz 1 wird die Vollstreckung nicht gehemmt.

Abschnitt 2
Vollstreckung von Freiheitsstrafen

§ 22
Vollstreckungsplan

(1) Aus dem Vollstreckungsplan ergeben sich fur jeden Gerichtsbezirk die
Vollzugsanstalten, die fir die Vollstreckung von Jugendarrest, Freiheitsstrafen und
freiheitsentziehenden Mal3regeln der Besserung und Sicherung sachlich und ortlich
zustandig sind.

Seite 13 von 64



(2) Der Vollstreckungsplan regelt auch die sachliche Zustandigkeit zur Vollstreckung von
Jugendarrest, Freiheitsstrafen und freiheitsentziehenden Maliregeln der Besserung und
Sicherung, die im ersten Rechtszug in Ausuibung von Gerichtsbarkeit des Bundes
verhangt worden sind.

(3) Vollizieht die Bundeswehr Strafarrest (Artikel 5 Absatz 1 des Einfihrungsgesetzes zum
Wehrstrafgesetz — EGWStG —) oder auf Ersuchen der Vollstrekkungsbehdrde
Freiheitsstrafe von nicht mehr als sechs Monaten oder Jugendarrest (Artikel 5 Absatz 2
EGWSLtG), so gibt die Befehlshaberin oder der Befehlshaber im Wehrbereich durch die
Rechtsberaterin oder den Rechtsberater die zustandige Vollzugseinrichtung der
Bundeswehr an.

Von einem Vollstreckungsersuchen (Artikel 5 Absatz 2 EGWStG) ist regelmaliig
abzusehen, wenn

1. die Soldatin oder der Soldat aus personlichen Griinden oder wegen der der
Verurteilung zugrunde liegenden Straftat fur den Vollzug bei der Bundeswehr
ungeeignet ist;

2. die Bildung einer héheren als einer sechsmonatigen Gesamtstrafe zu erwarten ist;

3. die Soldatin oder der Soldat vor dem voraussichtlichen Strafende aus dem Dienst bei
der Bundeswehr ausscheidet;

4. gegen die Soldatin oder den Soldaten in anderer Sache Untersuchungshatft,
Sicherungshaft nach 8§ 453c StPO oder eine einstweilige Unterbringung nach § 126a
StPO angeordnet worden ist.

Im Fall des Satzes 2 Nummer 4 ist ein bereits eingeleiteter Strafvollzug in
Vollzugseinrichtungen der Bundeswehr in der Regel zu unterbrechen.

§ 23
Sachliche Vollzugszustandigkeit

(1) Soweit der Vollstreckungsplan die sachliche Zustandigkeit einer Vollzugsanstalt von
der Vollzugsdauer abhangig macht, kommt es auf die Zeit an, welche die verurteilte
Person vom Tage der bevorstehenden Aufnahme in die zustandige Vollzugsanstalt an im
Strafvollzug zuzubringen hat. Ist eine nachtraglich gebildete Gesamtstrafe zu vollstrecken,
nachdem die Vollstreckung einer in sie einbezogenen Strafe bereits begonnen hat oder
beendet ist, so ist der Strafrest mal3gebend, der bei Beginn des Vollzuges der
Gesamtstrafe verbleibt; von einer Verlegung ist abzusehen, wenn der verbleibende
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Strafrest die sachliche Zustandigkeit der Vollzugsanstalt nicht Gbersteigt. Fur die sachliche
Vollzugszustandigkeit bei Vollstreckung mehrerer Freiheitsstrafen gilt 8§ 43 Absatz 6.

(2) Soweit sich die sachliche Zustandigkeit einer Vollzugsanstalt nach dem Alter der
verurteilten Person richtet, ist der Tag der bevorstehenden Aufnahme in die zustandige
Vollzugsanstalt malRgebend.

(3) Die Vollzugsbehorde kann die Aufnahme nicht ablehnen, wenn die Vollzugsdauer oder
das Alter, nach dem Tage der Aufnahme berechnet, um nicht mehr als zwei Wochen vom
Vollstreckungsplan abweicht.

§24
Ortliche Vollzugszustindigkeit

(1) Die ortliche Zustandigkeit der Vollzugsanstalt richtet sich nach dem Gerichtsbezirk, in
dem die verurteilte Person wohnt, sich aufhalt oder bei behérdlicher Verwahrung sich
zuletzt aufgehalten hat, bei Soldatinnen und Soldaten auch nach dem Gerichtsbezirk, in
dem der Standort liegt. Ist die verurteilte Person behdrdlich verwahrt, so richtet sich die
Zustandigkeit bei einer Vollzugsdauer bis zu sechs Monaten nach dem Verwahrungsort.
Wohnort ist der Ort, an dem die verurteilte Person den Schwerpunkt ihrer
Lebensbeziehungen hat und an dem sie freiwillig unter Umstanden verweilt, die darauf
schlieBen lassen, dass das Verweilen von einer gewissen Dauer und RegelméaRigkeit ist.
Aufenthaltsort ist der Ort, an dem die nicht in behdrdlicher Verwahrung befindliche
verurteilte Person — auch nur fur kurze Zeit, etwa bei der Festnahme — tatsachlich
anwesend ist.

(2) Wird eine Strafe mit einer Vollzugsdauer von mehr als sechs Monaten in einer fir den
Aufenthaltsort zustandigen Vollzugsanstalt vollzogen, so ist die verurteilte Person in die fur
den Wohnort zustandige Vollzugsanstalt zu verlegen, wenn sie es binnen zwei Wochen
nach der Aufnahmeverhandlung bei der Vollzugsanstalt beantragt. Wird eine solche Strafe
im Anschluss oder in Unterbrechung der Untersuchungshaft vollzogen, so ist die verurteilte
Person in die fur den Wohnort zustandige Vollzugsanstalt zu verlegen, wenn sie dies
binnen zwei Wochen nach entsprechender Kenntnisnahme bei der Vollzugsanstalt
beantragt. Die Vollzugsanstalt weist sie bei der Aufnahmeverhandlung oder bei
entsprechender Kenntnisnahme auf diese Mdglichkeit hin und gibt der Vollzugsanstalt des
anderen Landes, in welche die verurteilte Person verlegt werden soll, zur Prifung die die
ortliche Zustandigkeit der Vollzugsanstalt begriindenden Umstande an und teilt mit, wie
der Wohnort der verurteilten Person festgestellt wurde.

(3) Fur eine verurteilte Person, die sich im Ausland aufhélt und fir die im rdumlichen
Geltungsbereich der Strafprozessordnung keine ortliche Vollzugszustandigkeit nach
Absatz 1 besteht, richtet sich die o6rtliche Zustandigkeit der Vollzugsanstalt nach dem Sitz
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des Gerichts, das im ersten Rechtszug erkannt hat. Bei einer Vollzugsdauer bis zu sechs
Monaten kann die verurteilte Person auch in diejenige sachlich zustandige Vollzugsanstalt
eingewiesen werden, die mit dem geringsten Aufwand an Uberfiihrungskosten zu
erreichen ist.

(4) Ist der Vollzug — z.B. auf Grund der Aussetzung eines Strafrestes zur Bewéahrung oder
durch Entweichen der verurteilten Person — unterbrochen worden, so wird er in der
Vollzugsanstalt, in der sie sich vor der Unterbrechung befunden hat, fortgesetzt. In dieser
Anstalt werden auch weitere Strafen vollzogen, wenn der Rest der Gesamtvollzugsdauer
die sachliche Zustéandigkeit dieser Anstalt nicht Gbersteigt. Befindet die verurteilte Person
sich jedoch zum Vollzug einer weiteren Strafe bereits in einer anderen sachlich und drtlich
zustandigen oder nach 8 26 bestimmten Vollzugsanstalt in Strafhaft, so werden der
Strafrest und weitere Strafen in dieser Anstalt vollzogen, wenn sie auch fir den Rest der
Gesamtvollzugsdauer zustandig ist; dies gilt sinngemalf3, wenn die verurteilte Person
nachtraglich nach Absatz 2 Satze 1 und 2 in eine andere Vollzugsanstalt verlegt wird. Im
Ubrigen richtet sich die 6rtliche Zustandigkeit zum Vollzug weiterer Strafen nach den
Abséatzen 1 bis 3. Hatte sich die verurteilte Person vor der Unterbrechung in einer Anstalt
des offenen Vollzuges oder des Erstvollzuges befunden, ist fir den weiteren Vollzug die
zustandige Anstalt des geschlossenen Vollzuges oder des Regelvollzuges malRgebend;
dies gilt nicht fur die in § 455 Absatz 4, § 455a StPO bezeichneten Falle, fur Falle der
Unterbrechung im Gnadenwege und soweit Anstalten des offenen Vollzuges oder des
Erstvollzuges lber geschlossene Abteilungen verfligen.

(5) Der Generalbundesanwalt weist vorbehaltlich besonderer Vereinbarung mit einer
Landesjustizverwaltung die verurteilte Person in die zustandige Vollzugsanstalt des
Landes ein, in dem diese zuletzt gewohnt oder sich aufgehalten hat.

§ 25
Strafvollstreckung bei jungen Verurteilten

Fur die Vollstreckung von Freiheitsstrafen an Verurteilten unter 24 Jahren gelten die
Richtlinien zu § 114 JGG.

§ 26
Abweichen vom Vollstreckungsplan

(1) Vom Vollstreckungsplan darf von Amts wegen oder auf Antrag bezulglich der 6rtlichen
oder der sachlichen Vollzugszustandigkeit aus den Griinden der Behandlung, der
Wiedereingliederung, zur sicheren Unterbringung oder soweit dies aufgrund
landesgesetzlicher Vorschriften zulassig ist, abgewichen werden.”® Bei den Maldregeln der
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Besserung und Sicherung gemal 88 63, 64 StGB, § 7 JGG gilt Satz 1, soweit die
landesrechtlichen Vorschriften Gber den Mal3regelvollzug nichts anderes bestimmen.

(2) Ein Abweichen erfolgt in den in Absatz 1 genannten Féllen vor Beginn des Vollzuges
durch Einweisung und nach Beginn des Vollzuges durch Verlegung und bedarf der
Zustimmung der héheren Vollzugsbehorde; die Zustimmung kann — vorbehaltlich einer
anderweitigen landesrechtlichen Regelung — als erteilt gelten, wenn die zur Aufnahme
vorgesehene Justizvollzugsanstalt der vom Vollstreckungsplan abweichenden Einweisung
zustimmt oder im Fall der Verlegung in Abweichung vom Vollstreckungsplan die von der
Verlegung betroffenen Justizvollzugsanstalten Einvernehmen Uber die beabsichtigte
Verlegung erzielen. Untersteht die Vollzugsanstalt, in die eingewiesen oder verlegt werden
soll, einer anderen hdheren Vollzugsbehérde des Landes, so muss auch diese zustimmen.
Soll in die Vollzugsanstalt eines anderen Landes eingewiesen oder verlegt werden, so
bedarf es einer Einigung der obersten Vollzugsbehdrden beider Lander.

(3) Vollistreckt die Vollstreckungsbehdrde eine Maliregel der Besserung und Sicherung
nach 88 63, 64 StGB, § 7 JGG und soll die verurteilte Person in Abweichung vom
Vollstreckungsplan in eine Einrichtung eines anderen Landes eingewiesen werden, so ist
auf dem Dienstwege der obersten Justizbehdrde zu berichten, damit diese die
Entscheidung der zustandigen Behdrden des anderen Landes herbeifiihren kann.

§ 27
Ladung zum Strafantritt

(1) Ist die verurteilte Person auf freiem Ful3, so ladt die Vollstreckungsbehdrde sie
unmittelbar zum Strafantritt, es sei denn, dass die Strafe in der Vollzugsanstalt eines
anderen Landes zu vollziehen ist und die Voraussetzungen der Vereinbarung der Lander
zur Vereinfachung und zur Beschleunigung der Strafvollstreckung und der Vollstreckung
anderer freiheitsentziehender Mal3nahmen in Straf- und Buf3geldsachen vom 8. Juni 1999
(Anlage) nicht vorliegen.

(2) In der Ladung ist der verurteilten Person grundséatzlich eine Frist zu setzen, binnen der
sie sich in der angegebenen Vollzugsanstalt einzufinden hat; die Frist wird in der Regel so
bemessen, dass ihr mindestens eine Woche zum Ordnen ihrer Angelegenheiten bleibt.
Zum sofortigen Strafantritt kann geladen werden, wenn die sofortige Vollstreckung
geboten ist. In der Ladung wird sie darauf hingewiesen, dass sie mit Zwangsmal3inahmen
zu rechnen habe, falls sie ihr nicht fristgemaf (Satz 1) oder nicht rechtzeitig (Satz 2) Folge
leistet.

(3) Die verurteilte Person kann durch einfachen Brief geladen werden. Eine férmliche
Zustellung der Ladung ist jedoch erforderlich, wenn sie zum sofortigen Strafantritt geladen
wird, der Ladung im Interesse beschleunigter Vollstreckung besonderer Nachdruck
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gegeben werden soll, eine formlose Ladung nach den Umstéanden des Einzelfalles keinen
Erfolg verspricht oder sie bereits vergeblich gewesen ist. Die Ladung zum sofortigen
Strafantritt kann der verurteilten Person, insbesondere wenn sie an Amtsstelle anwesend
ist, auch mundlich er6ffnet werden.

(4) Wird eine Soldatin oder ein Soldat zum Strafantritt geladen, so Ubersendet die
Vollstreckungsbehdrde der oder dem nachsten Disziplinarvorgesetzten gleichzeitig eine
Abschrift der Ladung.

(5) Hat die verurteilte Person offenbar nicht die Mittel, um von ihrem Wohn- oder
Aufenthaltsort aus der Ladung in die zusténdige Vollzugsanstalt nachzukommen, so kann
sie in eine naher gelegene Anstalt geladen werden; von dort ist sie der zustdndigen Anstalt
zuzufuhren.

§ 28
Uberfiihrungsersuchen

(1) Ist die verurteilte Person nicht auf freiem Ful3, so veranlasst die Vollstreckungsbehorde,
soweit erforderlich, ihre Uberfilhrung in die zustandige Vollzugsanstalt. Befindet sie sich in
anderer Sache in Untersuchungshatt, so ist die Strafe in Unterbrechung der
Untersuchungshatft zu vollstrecken, es sei denn, das Gericht trifft eine abweichende
Entscheidung (8 116b Satz 2 StPO); in Fallen dieser Art kann vom Vollstreckungsplan
abgewichen werden (8 26), wenn hierdurch die schwebende Untersuchung erleichtert oder
beschleunigt wird. Die Untersuchungshatft ist nicht zu unterbrechen, wenn Strafarrest zu
vollstrecken ist. In den Fallen, in denen um Vollstreckung durch Behtérden der Bundeswehr
ersucht werden kann (8 22 Absatz 3), darf die Untersuchungshaft nur unterbrochen
werden, wenn die Vollstreckung in einer Justizvollzugsanstalt erfolgt.

(2) Im Falle des 8 27 Absatz 5 ist zugleich mit der Ladung der verurteilten Person das
Uberfiihrungsersuchen an die Anstalt zu senden, in die sie geladen ist.

§ 29
Einweisung durch das Aufnahmeersuchen

(1) Die Vollstreckungsbehotrde weist die verurteilte Person durch ein Aufnahmeersuchen in
die zustandige Vollzugsanstalt ein. Das Aufnahmeersuchen ist der Vollzugsanstalt in zwei
Stlcken zu Ubersenden; es muss ihr noch vor dem Eintreffen der verurteilten Person
zugehen.

(2) Werden gleichzeitig mehrere Verurteilte eingewiesen, so ist fur jede verurteilte Person
ein besonderes Aufnahmeersuchen zu stellen.
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(3) Ist der verurteilten Person der Beschluss tber den Widerruf der Aussetzung der Strafe,
des Strafrestes, der Unterbringung, des Straferlasses oder lber die nach § 67c Absatz 2
StGB angeordnete Vollstrekkung der Unterbringung oOffentlich zugestellt, so sind dem
Aufnahmeersuchen zur Aushandigung an die verurteilte Person, soweit ihr nicht bereits mit
Vollstreckungshaftbefehl Gibergeben, beizufiigen

1. je eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift der genannten Beschlisse und

2. eine Belehrung uber die Mdglichkeit, die nachtragliche Anhérung (& 33a StPO) oder
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu beantragen und gleichzeitig sofortige
Beschwerde einzulegen (88 44, 45, 453 Absatz 2 Satz 3 StPO).

§ 30
Inhalt des Aufnahmeersuchens

(1) Das Aufnahmeersuchen muss - aul3er den Angaben zur verurteilten Person - enthalten:

1. die genaue Bezeichnung der zu vollstreckenden Entscheidung (Angabe des Gerichts,
des Tages der Entscheidung und des Aktenzeichens);

2. die Bezeichnung der Tat;
3. Artund Dauer der zu vollstreckenden Strafe;
4. den Zeitpunkt, von dem an die Strafzeit zu berechnen ist;

5. die Zeitdauer der anzurechnenden Untersuchungshaft oder sonstigen
Freiheitsentziehung;

6. die etwa schon verbifte Strafzeit;

7. den Zeitpunkt, bis zu dem sich die verurteilte Person zum Strafantritt zu stellen hat (8
27 Absatz 2), oder die Angabe, dass sie aus behdrdlicher Verwahrung der Strafhaft
zugefiuhrt wird (§ 28);

8. Angaben Uber die Staatsangehdorigkeit der verurteilten Person;

9. die Begrundung fur die Zustandigkeit der Vollzugsanstalt, wenn die Einweisung vom
Vollstreckungsplan abweicht;

10. bei Soldatinnen und Soldaten die nachste disziplinarvorgesetzte Person und deren
Anschrift;
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11. einen Hinweis, falls eine Entscheidung Gber Halbstrafenentlassung von Amts wegen
zu treffen ist (8 57 Absatz 2 Nummer 1 StGB);

12. einen Hinweis, falls eine Festnahme der verurteilten Person im Ausland zum Zwecke
ihrer Uberstellung erfolgt ist.

(2) AuBerdem nimmt die Vollstreckungsbehérde andere fir den Vollzug besonders
wichtige Angaben aus dem Inhalt der Sachakten in das Aufnahmeersuchen auf. Dies gilt
insbesondere, wenn ihr Umstande bekannt sind, die auf Selbsttétungsgefahr,
Betaubungsmittel- und andere Abhangigkeit, Fluchtverdacht, die Gefahr gewalttatigen
Verhaltens gegen Bedienstete oder Mitgefangene hindeuten oder sonst fur die Sicherheit
und Ordnung in der Vollzugsanstalt bedeutsam sind. Ist die verurteilte Person im
Strafverfahren oder vor Strafantritt auf inren kérperlichen oder geistigen Zustand
untersucht worden, so muss das Aufnahmeersuchen einen Hinweis auf die Untersuchung
enthalten, insbesondere wenn Gutachten nicht beigefiigt werden (8 31 Absatz 2).

§31
Anlagen zum Aufnahmeersuchen

(1) Dem Aufnahmeersuchen sind beizufligen:

1. eine vollstandige Abschrift der in 8 16 Absatz 1 Nummern 1 und 3 genannten
Entscheidungen mit Ausnahme solcher Teile, die geheimhaltungsbediirftig sind; falls
die Abschrift der vollstdndigen Entscheidung zur Zeit des Aufnahmeersuchens noch
nicht vorliegt, ist sie unverztiglich nachzusenden,;

2. ein Auszug aus dem Bundeszentralregister, der mdglichst nicht alter als sechs
Monate ist.

(2) Enthalten die Strafakten oder das Vollstreckungsheft ein Gutachten tber den
korperlichen oder geistigen Zustand der verurteilten Person, so soll die
Vollstreckungsbehdrde eine Abschrift des Gutachtens tUbersenden, sofern dieses fur den
Vollzug von Bedeutung sein kann.

§32
(aufgehoben)

§ 33
Vorfiihrungs- und Haftbefehl

(1) Die Vollstreckungsbehorde erlasst einen Vorflihrungs- oder Haftbefehl (vergleiche 8§
457 Absatz 2 Satz 1 StPO), wenn die verurteilte Person sich auf die an sie ergangene
Ladung (8 27 Absatz 3) ohne ausreichende Entschuldigung nicht
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1. binnen einer ihr gesetzten Frist (§ 27 Absatz 2 Satz 1) oder

2. im Falle einer Ladung zum sofortigen Strafantritt (§ 27 Absatz 2 Satz 2) spatestens
am Tage nach deren Zustellung zum Strafantritt gestellt hat.

(2) Dasselbe gilt, wenn

1. der Verdacht begriindet ist, die verurteilte Person werde sich der Strafvollstreckung
entziehen,

2. die verurteilte Person sich nach mindlicher Eréffnung der Ladung (8 27 Absatz 3
Satz 3) nicht zum sofortigen Strafantritt bereit zeigt oder

3. die verurteilte Person aus dem Strafvollzug entwichen ist oder sich sonst dem Vollzug
entzieht (8 457 Absatz 2 StPO).

(3) Zur Beschleunigung der Strafvollstreckung kann ein Vorfiihrungs- oder Haftbefehl
bereits bei der Ladung fur den Fall ergehen, dass die verurteilte Person sich nicht
fristgemal oder nicht rechtzeitig stellt. Er darf erst vollzogen werden, wenn

1. der Zugang der Ladung nachgewiesen ist und die Vollstreckungsbehdrde durch
Anfrage bei der Vollzugsanstalt festgestellt hat, dass die verurteilte Person sich nicht
bis zu dem in der Ladung bezeichneten Zeitpunkt gestellt hat, oder

2. die Ladung nicht ausfuihrbar und der Verdacht begrindet ist, die verurteilte Person
werde sich der Vollstreckung entziehen.

(4) Der Vorfuhrungs- oder Haftbefehl muss enthalten:

1. die genaue Bezeichnung der verurteilten Person;
2. die Angabe der zu vollstreckenden Entscheidung;
3. Artund Dauer der zu vollstreckenden Strafe;

4. den Grund der Vorfihrung oder Verhaftung;

5. das Ersuchen um Vorfuhrung oder Verhaftung;

6. die Angabe der Vollzugsanstalt, in welche die verurteilte Person eingeliefert werden
soll;
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bei Ersatzfreiheitsstrafen die Angabe des Geldbetrages, bei dessen nachgewiesener
Zahlung die Vorfuhrung oder Verhaftung unterbleibt.

(5) Um die Vollziehung von Vorfiihrungs- und Haftbefehlen konnen die Polizeidienststellen
des Landes ersucht werden, bei Soldatinnen und Soldaten auch die Feldjagereinheiten.
Soll die Polizeidienststelle eines anderen Landes ersucht werden, so ist nach § 9 Absatz 1
Satz 1 und 2 zu verfahren.

(6) Der Vorfuhrungs- oder Haftbefehl ist der verurteilten Person, wenn méglich bei der
Ergreifung, bekannt zu geben.

§34
Weitere MaBhnahmen zur Sicherstellung

der Strafvollstreckung

(1) Ist die verurteilte Person fliichtig oder hélt sie sich verborgen, so kann die
Vollstreckungsbehdrde zur Strafvollstreckung die Ausschreibung zur Festnahme
veranlassen (8 457 Absatz 1 und 3, § 131 StPO).

(2) Art und Umfang von FahndungsmafRnahmen sollen in einem angemessenen Verhaltnis
zur Hohe der verhéngten Strafe stehen. Ausschreibungen sind, wenn die
Voraussetzungen eines Vollstreckungshaftbefehls vorliegen, nur zum Zwecke der
Festnahme zuldssig. Liegen die Voraussetzungen eines Vollstreckungshaftbefehls nicht
vor, kann zur Aufenthaltsermittlung ausgeschrieben werden (8 457 Absatz 1 und 3, § 131a
StPO).

(3) Ist die verurteilte Person in den kriminalpolizeilichen Fahndungshilfsmitteln
ausgeschrieben und féllt der Fahndungsgrund weg, so veranlasst die
Vollstreckungsbehdrde unverziglich die Léschung; ein Ausschreibungsersuchen, dem
noch nicht entsprochen worden ist, nimmt sie zurlck.

(4) Ist der verurteilten Person der Beschluss tber den Widerruf der Aussetzung der Strafe,
des Strafrestes, der Unterbringung, des Straferlasses oder tiber die nach 8 67c Absatz 2
StGB angeordnete Vollstreckung der Unterbringung offentlich zugestellt, so sind dem
Ausschreibungsersuchen ein Empfangsbekenntnis und zur Aushandigung an die
verurteilte Person beizufligen

1. je eine beglaubigte Abschrift der genannten Beschlisse und

2. eine Belehrung Uber die Mdglichkeit, die nachtragliche Anhérung (8 33a StPO) oder
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu beantragen und gleichzeitig sofortige
Beschwerde einzulegen (88 44, 45, 453 Absatz 2 Satz 3 StPO).
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Das von der verurteilten Person unterzeichnete Empfangsbekenntnis ist zum
Vollstreckungsheft zu geben.

§ 35
Anzeige vom Strafantritt und andere Mitteilungen
an die Vollstreckungsbehorde

(1) Die Vollstreckungsbehdorde erhalt von der Vollzugsanstalt eine Mitteilung,

1. wenn die im Aufnahmeersuchen angegebene Frist abgelaufen ist, ohne dass die
verurteilte Person die Strafe angetreten hat;

2. wenn die verurteilte Person die Strafe einen Monat nach Ablauf der im
Aufnahmeersuchen angegebenen Frist noch nicht angetreten hat. Ist der verurteilten
Person durch die Vollstreckungsbehorde ein Vollstreckungsaufschub gewahrt
worden, beginnt die Frist mit Ablauf des Aufschubes. Das Aufnahmeersuchen wird
spatestens vier Monate nach Ablauf der Frist der Vollstreckungsbehorde
zuruckgesandt;

3. wenn eine verurteilte Person vorlaufig aufgenommen worden ist, durch Anforderung
eines Aufnahmeersuchens;

4. wenn eine verurteilte Person endgultig aufgenommen worden ist, durch Ricksendung
des mit den erforderlichen Ergdnzungen, insbesondere der Strafzeitberechnung,
versehenen zweiten Stiickes des Aufnahmeersuchens und durch Ubersendung einer
Bescheinigung tber die Aushéndigung der in 8§ 29 Absatz 3 Nummern 1 und 2
bezeichneten Schriftstlicke;

5. wenn die verurteilte Person in eine andere Vollzugsanstalt verlegt worden ist, und
zwar unter Angabe der Griinde, sofern diese der Vollstreckungsbehdrde offenbar
noch nicht bekannt sind,;

6. sobald sich Umstande ergeben, welche die Strafzeitberechnung beeinflussen;

7. wenn die verurteilte Person mehrere Strafen in derselben Vollzugsanstalt zu
verbuf3en hat;

8. wenn die vorlaufig aufgenommene verurteilte Person entlassen worden ist, weil die
endgultige Aufnahme unterblieben ist;

9. sobald die verurteilte Person ohne Unterbrechung der Strafe wegen korperlicher oder
geistiger Erkrankung in eine Anstalt verbracht worden ist, die nicht dem Vollzug dient;
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10. sobald der Strafvollzug beendet ist;

11. wenn der Strafvollstreckung eine Uberstellung der verurteilten Person aus dem
Ausland voraus ging.

(2) Wird eine Freiheitsstrafe in Unterbrechung einer in anderer Sache verhangten
Untersuchungshatft vollstreckt, so Ubersendet die Vollzugsanstalt dem Gericht, das die
Untersuchungshatft verhangt hat, sowie der Staatsanwaltschaft, in deren Verfahren sie
angeordnet wurde, die Strafzeitberechnung.

§ 36
Uberwachungspflicht der Vollstreckungsbehérde

(1) Die Vollstreckungsbehorde wacht dartiber, dass Art und Dauer der Strafhaft der zu
vollstreckenden Entscheidung entsprechen. Sie ist an erster Stelle fur die richtige
Berechnung der Strafzeit verantwortlich; ihr obliegt es daher, die ihr von der
Vollzugsanstalt Ubersandte Berechnung (8 35 Absatz 1 Nummer 4) sorgfaltig
nachzuprufen und daflrr zu sorgen, dass die beiden Stiicke des Aufnahmeersuchens
standig Ubereinstimmen.

(2) Hat die Vollstreckungsbehorde von Amts wegen zu prufen, ob die Aussetzung des
Restes einer oder mehrerer Strafen in Betracht kommt (8 57 Absatz 1, 2 Nummer 1, § 57a
Absatz 1 StGB, § 454b Absatz 3 StPO), wacht sie ferner dartber, dass sich die
Vollzugsanstalt rechtzeitig vor Ablauf der Mindestverbil3ungszeit gegentber der
Vollstreckungsbehdrde oder, wenn die Vollstreckung von einer ersuchten
Staatsanwaltschaft betrieben wird, dieser gegentber zur Aussetzung des Strafrestes
AuRert. Die ersuchte Staatsanwaltschaft leitet die AuRerung der Vollzugsanstalt —
gegebenenfalls mit den Akten — unverziglich der Vollstreckungsbehdrde zu. Diese oder
die ersuchte Staatsanwaltschaft holt, falls erforderlich, eine Stellungnahme der
Gerichtshilfe ein (8 463d StPO). Die Vollstreckungsbehorde gibt die Akten mit einem
Vermerk dariiber, wann die Halfte oder zwei Drittel der Strafe oder bei lebenslanger
Freiheitsstrafe 15 Jahre verbR3t sein werden, an die Strafverfolgungsbehdrde weiter. Die
Vollstreckungsbehdrde achtet darauf, dass die Akten dem Gericht so rechtzeitig vorgelegt
werden kdnnen, dass bei Bewilligung der Strafaussetzung die erforderlichen Mal3nahmen
zur Vorbereitung der Entlassung der verurteilten Person durchgeftihrt werden kénnen.

(3) Ist im Anschluss an die Freiheitsstrafe eine zugleich angeordnete Unterbringung zu
vollstrecken, so ist § 44 Absatz 1 Satz 2 zu beachten.

§ 37
Allgemeine Regeln fiir die Strafzeitberechnung
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(1) Die Strafzeit ist fur jede selbstandige Strafe getrennt zu berechnen, auch wenn in
derselben Sache auf mehrere Freiheitsstrafen erkannt worden ist. Bei jeder
Strafzeitberechnung ist darauf zu achten, dass sie nicht zu einer Verlangerung der nach §
39 StGB ausgesprochenen Strafe fuhrt. Zur Berechnung der Strafzeit gehort bei zeitigen
Freiheitsstrafen von mehr als zwei Monaten und bei lebenslangen Freiheitsstrafen auch
die Errechnung des Zeitpunktes, zu dem die Vollstreckung des Strafrestes nach 8§ 57
Absatz 1, 2 Nummer 1, 8 57a Absatz 1 StGB zur Bewahrung ausgesetzt werden kann.

(2) Hat die verurteilte Person nicht mehr als eine Woche im Strafvollzug zuzubringen, so
wird die Strafe dem Tage und der Stunde nach berechnet; die fur die Berechnung
mal3gebenden Umstande, die im Laufe einer Stunde eintreten, gelten als zu Beginn der
Stunde eingetreten. Bei langerer Vollzugsdauer wird die Strafe nur nach Tagen berechnet;
Umstande, die im Laufe eine Tages eintreten, gelten als zu Beginn des Tages eingetreten.
Die im Laufe einer Stunde (Satz 1) oder eines Tages (Satz 2) eingetretenen Umstande
gelten jedoch als am Ende der Stunde oder des Tages eingetreten, wenn dies fur die
verurteilte Person gunstiger ist. Ist die genaue Feststellung des Tages oder der Stunde
nicht moéglich, so wird der Tag oder die Stunde zugrunde gelegt, die der Wirklichkeit
mutmalfilich am nachsten kommen. Ist der Lauf der Strafzeit aus irgendeinem Grunde
unterbrochen worden, so ist fur die Anwendung von Satz 1 oder 2 nicht der Strafrest,
sondern die Zeit malRgebend, welche die verurteilte Person insgesamt im Strafvollzug
zuzubringen hat.

(3) Ist eine Strafe an Soldatinnen oder Soldaten durch eine Behorde der Bundeswehr zu
vollziehen (Artikel 5 EGWStG), so wird die Strafe auch dann nur nach Tagen berechnet,
wenn die verurteilte Person nicht mehr als eine Woche im Vollzug zuzubringen hat (8 5
Absatz 1 Bw\VollzO).

(4) Der Tag ist zu 24 Stunden, die Woche zu sieben Tagen, der Monat und das Jahr sind
nach der Kalenderzeit zu berechnen. Demgemal ist bei der Berechnung nach Monaten
oder Jahren bis zu dem Tag zu rechnen, der durch seine Zahl dem Anfangstag entspricht.
Fehlt dieser Tag in dem malRgebenden Monat, so tritt an seine Stelle dessen letzter Tag.

(5) Treffen mehrere Zeiteinheiten zusammen, so geht bei Vorwartsrechnung die grof3ere
Zeiteinheit der kleineren, bei Rickwartsrechnung die kleinere der grél3eren vor.

§ 38
Strafbeginn

Als Beginn der Strafzeit ist anzusetzen:

1. Dbei einer verurteilten Person, die sich selbst stellt, der Zeitpunkt, in dem sie in einer
Anstalt in amtliche Verwahrung genommen wird;
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2. Dbei einer verurteilten Person, die auf Grund eines nach 8§ 457 StPO erlassenen
Vorfuhrungs- oder Haftbefehls oder eines nach 8§ 453c StPO ergangenen
Sicherungshaftbefehls festgenommen und sodann eingeliefert worden ist, der
Zeitpunkt der Festnahme; ist die verurteilte Person im Ausland festgenommen
worden, so beginnt die Strafzeit mit inrer Ubernahme durch deutsche Beamtinnen
oder Beamte;

3. bei einer verurteilten Person, die sich im Zeitpunkt des Eintritts der Rechtskraft in
Untersuchungshaft befindet, dieser Zeitpunkt; ist das Rechtsmittel, das eine in
Untersuchungshaft befindliche angeklagte Person verspatet eingelegt hat, als
unzulassig verworfen worden, so beginnt die Strafzeit mit dem Ablauf der
Rechtsmittelfrist;

4. Dbei einer verurteilten Person, die eine Strafe in Unterbrechung einer in anderer Sache
verhangten Untersuchungshaft verbuf3t, der Zeitpunkt, in dem das Aufnahme- oder
Uberfuihrungsersuchen bei der Untersuchungshaftanstalt eingegangen ist; wird die
verurteilte Person zur Verbul3ung der Strafe von der Untersuchungshaftanstalt in eine
andere Anstalt verbracht, so teilt die Untersuchungshaftanstalt den Zeitpunkt des
Eingangs des Uberfiihrungsersuchens der Vollzugsanstalt mit.

§ 39
Anrechnung von Untersuchungshaft, einer anderen

Freiheitsentziehung oder von Geldstrafe

(1) Untersuchungshaft oder eine andere Freiheitsentziehung (Absatz 3), welche die
verurteilte Person aus Anlass einer Tat, die Gegenstand des Verfahrens ist oder gewesen
ist, erlitten hat, ist kraft Gesetzes (8 51 Absatz 1 Satz 1 StGB, § 52a JGG) auf eine zeitige
Freiheitsstrafe und auf eine Geldstrafe anzurechnen, und zwar, wenn neben einer
Freiheitsstrafe auf eine Geldstrafe erkannt worden ist, zunachst auf die Freiheitsstrafe.
Satz 1 gilt nicht, soweit sich aus dem erkennenden Teil der Entscheidung etwas anderes
ergibt. Bei der Vollstreckung von Jugendarrest ist Untersuchungshaft oder eine andere
Freiheitsentziehung nach Absatz 3 nur zu bertcksichtigen, wenn und soweit das Gericht
sie angerechnet hat (§ 52 JGG).

(2) Die Anrechnung nach Absatz 1 erstreckt sich vorbehaltlich einer abweichenden
gerichtlichen Entscheidung auf die Untersuchungshatft und die in Absatz 1 Satz 1
genannte andere Freiheitsentziehung, welche die verurteilte Person bis zu dem Tage
erlitten hat, an dem die Entscheidung rechtskraftig geworden ist. Hat sich die verurteilte
Person an dem Tage, an dem die Rechtskraft eingetreten ist, in Untersuchungshaft
befunden oder hat sie an diesem Tage eine andere in Absatz 1 Satz 1 genannte
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Freiheitsentziehung erlitten, so wird dieser Tag nur angerechnet, wenn er nicht bereits
unverkurzt als Strafhaft zahlt (8 37 Absatz 2).

(3) Zu der nach Absatz 1 anzurechnenden anderen Freiheitsentziehung gehdren vor
allem:

1. die Haft, welche die verurteilte Person auf Grund vorlaufiger Festnahme durch eine
Amtsperson erlitten hat;

2. die Auslieferungshaft und die vorlaufige Auslieferungshaft, welche die verurteilte
Person aus Anlass einer Tat erlitten hat, die Gegenstand des Verfahrens gewesen ist;

3. die Unterbringung nach den 88 81, 126a StPO und nach § 71 Absatz 2, 8§ 73 Absatz 1
JGG;

4. der Disziplinararrest nach der Wehrdisziplinarordnung, soweit er wegen der Tat oder
gleichzeitig auch wegen einer anderen Pflichtverletzung vollstreckt worden ist;

5. Jugendarrest nach § 16a JGG in dem Umfang, in dem er verb(i3t worden ist (§ 26
Absatz 3 Satz 3 JGG).

(4) Untersuchungshaft sowie eine andere anzurechnende Freiheitsentziehung werden
vom errechneten Ende der Strafzeit nach vollen Tagen riickwarts abgerechnet. Wenn sich
im Rahmen einer Vergleichsberechnung eine fur die verurteilte Person glnstigere Strafzeit
ergibt, ist im Hinblick auf § 37 Absatz 1 Satz 2 diese fur die Vollstreckung mafR3geblich. Bei
an zwei aufeinander folgenden Tagen ununterbrochen vollzogener Freiheitsentziehung ist
nur ein Tag anzurechnen, wenn sich den Vollstreckungsunterlagen nachvollziehbar
entnehmen lasst, dass zusammen nicht mehr als 24 Stunden verbuf3t worden sind.

(5) Fur die Anrechnung von Geldstrafe gilt Absatz 1 sinngemal3. Bei der Anrechnung von
Geldstrafe oder auf Geldstrafe entspricht ein Tag Freiheitsentziehung einem Tagessatz (8
51 Absatz 4 Satz 1 StGB). Ist eine auslandische Strafe oder Freiheitsentziehung
anzurechnen, so fihrt die Vollstreckungsbehoérde eine Entscheidung des Gerichts tber
den Mal3stab der Anrechnung herbei (8 51 Absatz 4 Satz 2 StGB).

§ 39a
Anrechnung einer nach Rechtskraft des Urteils im

Ausland erlittenen Freiheitsentziehunq

(1) Im Ausland erlittene Freiheitsentziehung, welche die verurteilte Person in einem
Auslieferungsverfahren zum Zwecke der Strafvollstreckung erlitten hat, ist nach § 450a
Absatz 1, 2 und 3 Satz 2 StPO anzurechnen.
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(2) Erscheint eine Anrechnung ganz oder teilweise im Hinblick auf das Verhalten der
verurteilten Person nach dem Erlass des Urtelils, in dem die dem Urteil zugrunde
liegenden tatsachlichen Feststellungen letztmalig gepruft werden konnten, nicht
gerechtfertigt, so wirkt die Vollstreckungsbehdrde auf eine Prufung hin, ob ein Antrag nach
8 450a Absatz 3 Satz 1 StPO gestellt werden soll.

§ 40
Berechnung des Strafrestes

(1) Ist der Strafvollzug unterbrochen worden, so wird der Strafrest nach Tagen und bei
einer Vollzugsdauer von insgesamt nicht mehr als einer Woche auch nach Stunden
berechnet. § 37 Absatz 1 Satz 2 gilt dabei entsprechend. Ist eine Strafe an Soldatinnen
und Soldaten durch Behdrden der Bundeswehr zu vollziehen, so wird der Strafrest nur
nach Tagen berechnet (8 5 Absatz 2 Bw\VollzO).

(2) Als Zeitpunkt, von dem an der Strafvollzug fortgesetzt wird, gilt bei einer verurteilten
Person, die aus dem Strafvollzug entwichen ist, der Zeitpunkt, in dem sie zwecks weiteren
Strafvollzugs polizeilich festgenommen worden ist oder sich in einer Anstalt zur weiteren
StrafverbliB3ung gestellt hat. Bei Soldatinnen und Soldaten steht die Festnahme durch eine
Feldjagerin oder einen Feldjager der polizeilichen Festnahme gleich.

§41
Berechnung der Strafzeit bei Gesamtstrafen
und bei anderweitiger Verurteilung

(1) Ist eine nach § 55 StGB oder 8§ 460 StPO nachtraglich gebildete Gesamtstrafe zu
vollstrecken, nachdem der Vollzug einer in sie einbezogenen Strafe bereits begonnen hat
oder beendet ist, so ist die Strafzeit so zu berechnen, als ob von vornherein die
Gesamtstrafe zu vollstrecken gewesen ware. Dies gilt entsprechend fur eine rechtskraftig
erkannte Strafe, die in einem spateren Verfahren, insbesondere in einem
Wiederaufnahmeverfahren, durch eine andere Strafe ersetzt worden ist, sowie —
vorbehaltlich einer abweichenden gerichtlichen Entscheidung — flir eine wegen derselben
Tat im Ausland verhéangte Strafe, soweit diese Strafen vollstreckt oder durch Anrechnung
erledigt sind (8 51 Absatz 2, 3 StGB).

(2) Eine nachtragliche Entscheidung Uber eine Gesamtstrafe (8 460 StPO) wird schon vor
ihrer Rechtskraft der Strafzeitberechnung vorlaufig zugrunde gelegt, wenn sie dem Antrag
der Staatsanwaltschaft entspricht oder diese von einer sofortigen Beschwerde absieht.
Dies gilt auch dann, wenn das Strafende vor der Rechtskraft dieses Beschlusses eintritt.
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§42
Gerichtliche Entscheidung tliber
die Strafzeitberechnung

Bestehen Zweifel Uber die Strafzeitberechnung, so fuhrt die Vollstreckungsbehdrde eine
Entscheidung des Gerichts nach § 458 Absatz 1 StPO herbei.

§43
Vollstreckung mehrerer Freiheitsstrafen
und Ersatzfreiheitsstrafen

(1) Freiheitsstrafen und Ersatzfreiheitsstrafen, aus denen keine Gesamtstrafe gebildet
werden kann, sind grundséatzlich unmittelbar nacheinander zu vollstrekken (8 454b Absatz
1 StPO).

(2) Die Reihenfolge der Vollstreckung bestimmt sich wie folgt:

1. Beim Zusammentreffen mehrerer Freiheitsstrafen werden kirzere Freiheitsstrafen vor
den langeren und gleich lange in der Reihenfolge, in der die Rechtskraft eingetreten
ist, vollstreckt. Vorab werden Freiheitsstrafen von nicht mehr als zwei Monaten und
nach diesen Strafreste vollstreckt, deren Vollstreckung bereits nach 8 57 StGB oder
im Gnadenwege zur Bewahrung ausgesetzt war.

2. Ersatzfreiheitsstrafen werden nach Freiheitsstrafen vollstreckt; fur die Vollstreckung
mehrerer Ersatzfreiheitsstrafen gilt Nummer 1 Satz 1 entsprechend.

(3) Hat die Vollstreckung einer zeitigen Freiheitsstrafe oder Ersatzfreiheitsstrafe bereits
begonnen, wird sie, unbeschadet des 8§ 454b StPO, fortgesetzt.

(4) Aus wichtigem Grund, insbesondere bei Hinzutreten von Strafresten nach Widerruf der
Strafaussetzung zur Bewéhrung, kann die Vollstreckungsbehérde eine von Absatz 2 und 3
abweichende Reihenfolge der Vollstreckung bestimmen.

(5) Sind fur die Vollstreckung mehrerer Freiheitsstrafen und Ersatzfreiheitsstrafen
verschiedene Vollstreckungsbehorden zustandig, treten sie, soweit erforderlich,
unverzuglich miteinander in Verbindung und sorgen daftir, dass bei der Vollzugsanstalt
unverziiglich Uberhaft fur die weiteren Strafen vermerkt wird.

(6) Sind mehrere Freiheitsstrafen zu vollstrecken, die ihrer Art nach in derselben
Vollzugsanstalt vollzogen werden kénnen, so richtet sich die sachliche
Vollzugszustandigkeit nach der Gesamtvollzugsdauer. Tritt nachtraglich eine
Anschlussstrafe hinzu, so gilt § 23 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 entsprechend.
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(7) Sind bei der Vollstreckung mehrerer Freiheitsstrafen verschiedene
Vollstreckungsbehérden beteiligt und kénnen sie sich tber die Reihenfolge der
Vollstreckung nicht einigen, so entscheidet die Generalstaatsanwaltschaft, welche der
Vollstreckungsbehdrde tGbergeordnet ist, die fur die langste Strafe oder bei gleicher Dauer
die fur die zuerst rechtskraftig gewordene Strafe zustandig ist. Ist eine
Generalstaatsanwaltschaft als Vollstreckungsbehdrde beteiligt, so entscheidet sie. Sind
mehrere Generalstaatsanwaltschaften als Vollstreckungsbehérden beteiligt, so gilt Satz 1
entsprechend. Ist der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof als
Vollstreckungsbehorde beteiligt, so ist seine Entscheidung maf3gebend.

§44
Zusammentreffen von Freiheitsstrafen

und Sicherungsverwahrung

(1) Sicherungsverwahrung wird erst vollstreckt, wenn die Freiheitsstrafe verbuf3t oder
erlassen oder ein Strafrest zur Bewéhrung ausgesetzt ist. Vor dem Ende der Vollstreckung
der Freiheitsstrafe veranlasst die Vollstreckungsbehoérde rechtzeitig die Prifung, ob der
Zweck der Sicherungsverwahrung die Unterbringung noch erfordert 8 67c Absatz 1 StGB).

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt sinngemal3, wenn eine in einem anderen Verfahren erkannte
Freiheitsstrafe mit Sicherungsverwahrung zusammentrifft.

(3) Befindet sich die verurteilte Person in anderer Sache in Sicherungsverwahrung, so
kann die Vollstreckung von kurzzeitigen Freiheitsstrafen zurtickgestellt werden, sofern sich
ein solcher Aufschub mit den Interessen der Strafrechtspflege vertragt und die
Unterbrechung der Sicherungsverwahrung deren Erfolg gefahrden wirde.

Eine Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten, die eine verurteilte Person in Unterbrechung der
Sicherungsverwahrung oder im Anschluss daran zu verbuf3en hat, kann nach den fir sie
geltenden Vollzugsbestimmungen in der Anstalt vollstreckt werden, in der die
Sicherungsverwahrung vollzogen wird.

(4) Sind bei der Vollstreckung von Freiheitsstrafen und bei der Sicherungsverwahrung
mehrere Vollstreckungsbehdrden beteiligt, so gilt 8 43 Absatz 7 entsprechend. Ist neben
der Sicherungsverwahrung nur eine Freiheitsstrafe zu vollstrecken, so richtet sich die
Zustandigkeit der Generalstaatsanwaltschaft nach der fiir die Freiheitsstrafe zustandigen
Vollstreckungsbehdérde.

§ 44a
Zusammentreffen von Freiheitsstrafe mit Unterbrinqgung

in einem psychiatrischen Krankenhaus oder in

einer Entziehungsanstalt aus demselben Verfahren’
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(1) Ist neben einer Freiheitsstrafe eine Unterbringung in einem psychiatrischen
Krankenhaus oder in einer Entziehungsanstalt zu vollstrecken, auf die in demselben
Verfahren erkannt wurde, so wird die Mal3regel vor der Strafe vollzogen, sofern nicht das
Gericht fUr die gesamte Strafe oder einen Teil etwas anderes bestimmt (8 67 Absatz 1 bis
3, 5 Satz 2 StGB). Wird die Maldregel ganz oder zum Teil vor der Strafe vollzogen, ist die
Zeit des Vollzuges der Maldregel auf die Strafe anzurechnen, bis zwei Drittel der Strafe
erledigt sind.

(2) Wird die Strafe ganz oder zum Teil vor der Unterbringung vollstreckt, so gilt 8§ 44 Absatz
1 Satz 2 sinngemal3.

(3) Liegen die Voraussetzungen fir den Widerruf der Aussetzung der Unterbringung und
der Strafe vor, so fiihrt die Staatsanwaltschaft eine Entscheidung des Gerichts auch
dariiber herbei, ob die Strafe vor der Mal3regel zu vollziehen ist (8 67 Absatz 3 StGB).

§ 44b
Zusammentreffen von Freiheitsstrafe mit Unterbringung

in einem psychiatrischen Krankenhaus oder in
einer Entziehungsanstalt aus verschiedenen Verfahren

(1) Ist neben einer Freiheitsstrafe eine Unterbringung in einem psychiatrischen
Krankenhaus oder in einer Entziehungsanstalt zu vollstrecken, auf die in einem anderen
Verfahren erkannt wurde, wird die Mal3regel vor der Strafe vollzogen, es sei denn, dass
der Zweck der Mal3regel durch den vorherigen Vollzug der Strafe oder eines Teils leichter

erreicht wird. 2Die Anrechnung des Vollzugs der Mal3regel auf die Strafe erfolgt nach
Mafl3gabe des 8§ 67 Absatz 6 StGB.

(2) Die Vollstreckungsbehdrde bestimmt, in welcher Reihenfolge die Freiheitsstrafe und
die Mal3regel zu vollstrecken sind. § 44 Absatz 4 gilt sinngemals.

§45

Unterbrechung der Strafvollstreckung
bei Vollzugsuntauglichkeit.
Voraussetzungen

(1) Die Vollstreckungsbehdrde kann die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe von Amts
wegen unterbrechen, wenn aufgrund eines Gutachtens des zustandigen Arztes
anzunehmen ist, dass die in 8 455 Absatz 4 Satz 1 StPO genannten Voraussetzungen
vorliegen. %Dies gilt nicht, wenn tUberwiegende Griinde, namentlich der 6ffentlichen
Sicherheit, einer Unterbrechung entgegenstehen.
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(2) Ist der Zeitpunkt abzusehen, zu dem die verurteilte Person voraussichtlich wieder

vollzugstauglich wird, so ist eine Unterbrechung zulassig, wenn die verurteilte Person
sonst einen unverhaltnismanig grol3en Teil der Strafzeit aul3erhalb der Vollzugsanstalt
zubringen wirde (vergleiche § 461 StPO).

(3) Wird Strafarrest oder eine Freiheitsstrafe durch Behdrden der Bundeswehr vollzogen,
ist die Vollstreckung unter den Voraussetzung des Artikel 6 EGWStG zu unterbrechen.

(4) Wird an einer verurteilten Person eine Freiheitsstrafe vor einer Unterbringung nach den
88 63 und 64 StGB vollzogen und wird sie fur die Vollstreckung der Strafe durch eine
Erkrankung, die wahrend eines Vollzuges der Unterbringung nach 88 63 und 64 StGB
behandelt werden kann, Gberhaupt oder doch auf absehbare Zeit nicht wieder
vollzugstauglich, so fuhrt die Vollstreckungsbehdrde eine gerichtliche Entscheidung nach 8
67 Absatz 3 StGB herbei.

§ 46

Unterbrechung der Strafvollstreckung
bei Vollzugsuntauglichkeit.

Verfahren

(1) Die Anordnung der Unterbrechung wird der Vollzugsbehérde mitgeteilt; sie wird auch
der verurteilten Person unverziglich bekannt gegeben, sofern sie zur Entgegennahme in
der Lage ist.

(2) Soll die Vollstreckung nach § 455 Absatz 4 Satz 1 StPO unterbrochen werden, so teilt
die Vollstreckungsbehorde, wenn die verurteilte Person

1. gemeingefahrlich geisteskrank ist, einer Behorde, die fur den Antrag auf ihre
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder in einer entsprechenden
Einrichtung zusténdig ist, oder

2. mit der Unterbrechung hilfsbedurftig, insbesondere anstaltspflegebedurftig wird, der
Fursorgebehorde, bei Soldatinnen oder Soldaten der nachsten
disziplinarvorgesetzten Person, mdglichst friihzeitig den Zeitpunkt der
bevorstehenden Unterbrechung mit und erklart dabei, dass der Justizfiskus nach der
Unterbrechung entstehende Kosten der Unterbringung und Behandlung der
verurteilten Person nicht tragt. Die Unterbrechung der Vollstreckung soll in diesen
Fallen nicht vor Ablauf von drei Tagen, vom Zeitpunkt dieser Benachrichtigung an
gerechnet, angeordnet werden.

(3) Hat die Vollzugsbehdrde die verurteilte Person bereits vor der Unterbrechung in eine
Krankenanstalt, ein psychiatrisches Krankenhaus oder in eine entsprechende Einrichtung
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verbracht, die nicht dem Vollzug dient, so verstandigt die Vollstreckungsbehérde diese
Anstalt von der Strafunterbrechung. Diese Mitteilung soll zugestellt werden; mit ihrem
Zugang bei der Anstalt wird die Unterbrechung wirksam. In der Mitteilung weist die
Vollstreckungsbehdrde darauf hin, dass der Justizfiskus von ihrem Zugang an fir die
Kosten der Unterbringung und Behandlung der verurteilten Person nicht mehr aufkommt;
dieser Hinweis entfallt, wenn die Strafe von einer Behorde der Bundeswehr vollzogen wird.
Bei Soldatinnen und Soldaten verstandigt die Vollstreckungsbehérde aul3erdem die
nachste disziplinarvorgesetzte Person von der Strafunterbrechung.

(4) Ist eine Soldatin oder ein Soldat bereits vor der Unterbrechung in eine Krankenanstalt
aul3erhalb des Bereichs der Justizverwaltung zu verbringen, so wird sie oder er nach
Madoglichkeit in eine Krankenanstalt der Bundeswehr verbracht.

(5) Ist die Strafvollstreckung unterbrochen worden, so missen die Vollstreckungsbehdrde
und die Vollzugsbehorde alle MalZnahmen vermeiden, die im Widerspruch zu der
angeordneten Unterbrechung darauf hinauslaufen, dass die Verfuigung tGber die verurteilte
Person aufrecht erhalten wird. Die Pflicht der Vollstreckungsbehoérde, daftir zu sorgen,
dass nach Wiedereintritt der Vollzugstauglichkeit der Strafvollzug fortgesetzt wird, bleibt
unberdhrt.

(6) Wenn die verurteilte Person Einwendungen gegen die Entscheidung der
Vollstreckungsbehdrde erhebt, legt diese die Akten unverziiglich dem Gericht vor (8 458
Absatz 2 StPO). Im Ubrigen gelten § 458 Absatz 3 und § 462 Absatz 3 StPO.

§ 46a
Aufschub und Unterbrechung der Strafvollstreckung

aus Griinden der Vollzugsorganisation

(1) Beabsichtigt die Vollstreckungsbehdrde, die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe aus
Grunden der Vollzugsorganisation aufzuschieben oder zu unterbrechen (8 455a Absatz 1
StPO), holt sie zuvor — notfalls fernschriftlich, fernmundlich oder elektronisch - die
Zustimmung der fur sie zustandigen obersten Justizbehdrde ein. Dies gilt nicht, wenn — bei
Katastrophen oder sonstigen Eilfallen — die Zustimmung nicht rechtzeitig eingeholt werden
kann; in diesen Fallen berichtet sie jedoch unverzuglich der obersten Justizbehorde Uber
die getroffenen Malinahmen.

(2) Hat die Anstaltsleitung gemanR § 455a Absatz 2 StPO die Vollstreckung vorlaufig
unterbrochen, unterrichtet sie unverzuglich — notfalls fernschriftlich, fernmiindlich oder
elektronisch — die Vollstreckungsbehdrde und die oberste Justizbehorde tber die
getroffenen MalRnahmen. Die Vollstreckungsbehorde entscheidet unverzuglich tber die
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Fortdauer der Unterbrechung oder die Fortsetzung der Vollstreckung; Absatz 1 gilt
entsprechend.

8§ 47
Mitteilungen der Vollstreckungsbehoérde

an die Bundeswehr

(1) Ist die verurteilte Person Soldatin oder Soldat, so teilt die Vollstreckungsbehdérde der
nachsten disziplinarvorgesetzten Person alsbald mit:

1. das Strafende nach jeder Strafzeitberechnung;
2. die Vollzugsanstalt, in der die Strafe jeweils vollzogen wird.

Die Mitteilung nach Nummer 2 unterbleibt, wenn die Verlegung nur fir kurze Zeit erfolgt
oder die Strafe von einer Behdrde der Bundeswehr vollzogen wird.

(2) Entweicht die Soldatin oder der Soldat aus dem Vollzug, so wird die nachste
disziplinarvorgesetzte Person unverziglich verstandigt, sofern nicht die Strafe von einer
Behorde der Bundeswehr vollzogen wird.

Abschnitt 3
Vollstreckung von Geld- und Ersatzfreiheitsstrafen

§48
Geldstrafen

(1) Die Vollstreckung von Geldstrafen, die nicht schon nach § 39 Absatz 1 als vollstreckt
anzusehen sind, richtet sich nach der Einforderungs- und Beitreibungsanordnung (EBAO).

(2) Ist gegen eine verurteilte Person in verschiedenen Verfahren auf Geldstrafen oder auf
Freiheitsstrafe und Geldstrafe erkannt, so prift die Vollstreckungsbehérde zunachst, ob
nachtraglich eine Gesamtstrafe zu bilden ist (8 460 StPO). Bejaht sie dies, so fuhrt sie die
Entscheidung des Gerichts herbei. Ist nur auf Geldstrafen erkannt, so kann sie schon vor
der gerichtlichen Entscheidung die Vollstreckung einer der verhadngten Geldstrafen
betreiben.

(3) Bei der Geldstrafenvollstreckung gegen eine Person, tber deren Vermégen das
Insolvenzverfahren eréffnet ist, sind die Vollstreckungsverbote der Insolvenzordnung zu
beachten. Ein Aufschub der Beitreibung der Geldstrafe bis zum Abschluss des
Restschuldbefreiungsverfahrens ist mit dem Strafzweck grundsatzlich nicht vereinbar.
Wahrend des Insolvenzverfahrens kann die Vollstreckung in der Regel nach § 459c Absatz
2 StPO unterbleiben.
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§ 49
Ersatzfreiheitsstrafen

(1) Eine Ersatzfreiheitsstrafe wird vollstreckt, wenn und soweit die Geldstrafe nicht
entrichtet oder beigetrieben worden ist oder die Vollstreckung nach § 459c Absatz 2 StPO
unterblieben ist (8 459e Absatz 1 und 2 StPO). Die Ersatzfreiheitsstrafe wird nicht
vollstreckt, wenn und soweit die Vollstreckung der Geldstrafe nach § 459d StPO
unterbleibt (8 459e Absatz 4 StPO) oder freie Arbeit im Sinne des Artikel 293 EGStGB
geleistet wird.

(2) Kann die Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe fur die verurteilte Person eine unbillige
Harte bedeuten, so prift — gegebenenfalls nach Einschaltung der Gerichtshilfe (8 463d
StPO) — die Vollstreckungsbehdérde, ob beim Gericht eine Anordnung nach 8 459f StPO
anzuregen ist. Ist eine solche Anordnung ergangen und treten neue Gesichtspunkte
hervor, die es angezeigt erscheinen lassen, die Vollstreckung der Geldstrafe fortzusetzen,
bessern sich insbesondere die wirtschaftlichen Verhéaltnisse der verurteilten Person, so
kann die Beitreibung der Geldstrafe bis zum Ablauf der Verjahrungsfrist erneut versucht
werden, ohne dass es des Widerrufs der nach § 459f StPO ergangenen Anordnung
bedarf.

(3) Sind mehrere Ersatzfreiheitsstrafen zu vollstrecken, so gilt 8§ 48 Absatz 2 Satze 1 und
2. Die Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafen ist in der Regel bis zur Entscheidung des
Gerichts Uber die Bildung einer Gesamtstrafe zurtickzustellen.

§50
Vollstreckungsverfahren

(1) Far die Vollstreckung von Ersatzfreiheitsstrafen gelten die Bestimmungen des
Abschnitts 2.

(2) Ergeben sich bei der Berechnung einer nach § 49 Absatz 1 zu vollstreckenden
Ersatzfreiheitsstrafe Bruchteile von Tagen, so bleiben sie aul3er Betracht (8 459e Absatz 3
StPO). Fir den entsprechenden Rest der Geldstrafe bleibt die verurteilte Person
vermogensrechtlich haftbar.

§51
Ladung zum Strafantritt. Aufnahmeersuchen

(1) In der Ladung zum Antritt der Ersatzfreiheitsstrafe (8 27) und in dem
Aufnahmeersuchen (8 30) ist anzugeben, welchen Betrag die verurteilte Person zu zahlen
hat, um die Vollstreckung abzuwenden.
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(2) Die Vollstreckungsbehorde kann abweichend von 8§ 29 der Vollzugsanstalt das
Aufnahmeersuchen mit den Anlagen auch nach Strafantritt ibersenden; dies gilt nicht,
wenn ihr Umstande im Sinne des 8§ 30 Absatz 2 Satz 2 bekannt sind. Von der
Ubersendung der Anlagen kann bei der Vollstreckung von Ersatzfreiheitsstrafe von
weniger als 30 Tagen abgesehen werden.

(3) Enthéalt das Aufnahmeersuchen keine Angaben nach § 30 Absatz 2 und sind ihm
Anlagen der in 8 31 bezeichneten Art nicht beigeftigt, so gilt es als zuriickgenommen,
wenn die verurteilte Person die Ersatzfreiheitsstrafe einen Monat nach Ablauf der im
Aufnahmeersuchen angegebenen Frist noch nicht angetreten hat; eine Mitteilung nach 8
35 Absatz 1 Nummer 2 entfallt.

(4) Zahlt die verurteilte Person nachtraglich den rickstandigen Betrag, so werden das
Aufnahmeersuchen und etwaige Anordnungen zur Erzwingung des Strafantritts (88 33, 34)
sofort zuriickgenommen; eine bereits in Strafhaft genommene verurteilte Person ist sofort
zu entlassen.

§ 52
(aufgehoben)

Abschnitt 4
Vollstreckung von MafRregeln der

Besserung und Sicherung

§53
Vollstreckung freiheitsentziehender MaRRregeln
der Besserung und Sicherung

(1) Welche Vollzugsanstalt oder Einrichtung des Mal3regelvollzuges zur Vollstreckung
einer freiheitsentziehenden Mal3regel der Besserung und Sicherung (8 61 Nummern 1 bis
3 StGB) drtlich und sachlich zustandig ist, ergibt der Vollstreckungsplan (8 22), sofern
keine besonderen Vorschriften fir den Mal3regelvollzug bestehen.

(2) Fur die Vollstreckung einer freiheitsentziehenden Mal3regel der Besserung und
Sicherung gelten, soweit Vorschriften der Lander, in denen die Unterbringung vollzogen
wird, nichts anderes bestimmen, sinngemal3:

1. 8 24 (6rtliche Vollzugszustandigkeit);
88 26 bis 31 (Abweichen vom Vollstreckungsplan, Ladung zum Strafantritt,
Uberfuihrungsersuchen, Aufnahmeersuchen);
88 33 his 36 (Vorfuhrungs- und Haftbefehl, weitere Malinahmen zur Sicherstellung
der Strafvollstreckung, Anzeige vom Strafantritt und andere Mitteilungen an die
Vollstreckungsbehorde, Uberwachungspflicht der Vollstreckungsbehorde);
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88 45 und 46 (Unterbrechung der Strafvollstreckung bei Vollzugsuntauglichkeit —

Voraussetzungen und Verfahren -);

8 46a (Aufschub und Unterbrechung der Strafvollstreckung aus Grinden der

Vollzugsorganisation mit der Mal3gabe, dass die Leitung eines psychiatrischen

Krankenhauses oder einer Entziehungsanstalt (88 63, 64 StGB) bei vorlaufiger
Unterbrechung der Vollstreckung der Unterbringung (8 46a Absatz 2 Satz 1) lediglich
die Vollstreckungsbehorde unterrichtet);

wenn die Hochstdauer der Freiheitsentziehung feststeht (8 67d Absatz 1, § 67h

Absatz 1 StGB) auch

§ 37 Absatz 1 bis 3 (Allgemeine Regeln fiir die Strafzeitberechnung);

§ 38 (Strafbeginn);

§ 40 (Berechnung des Strafrestes);

§ 41 (Berechnung der Strafzeit bei Gesamtstrafen und bei anderweitiger
Verurteilung);

§ 42 (Gerichtliche Entscheidung tber die Strafzeitberechnung).

(3) Hat der Vollzug der Unterbringung drei Jahre nach der Rechtskraft ihrer Anordnung
noch nicht begonnen und liegt ein Fall des § 67c Absatz 1 StGB oder des § 67b StGB
nicht vor, so veranlasst die Vollstreckungsbehdrde rechtzeitig die Prifung, ob die
Vollstreckung der Unterbringung noch zulassig ist (8 67c Absatz 2 StGB). In die Frist wird
die Zeit nicht eingerechnet, in welcher die Taterin oder der Tater auf behordliche
Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist.

(4) Wahrend der Vollstreckung einer freiheitsentziehenden Mal3regel der Besserung und
Sicherung veranlasst die Vollstreckungsbehdrde jeweils rechtzeitig vor dem Ablauf

1.

von sechs Monaten bei der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt,
von einem Jahr bei der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus,

von einem Jahr bei der nach 88 66, 66a oder 66b StGB angeordneten Unterbringung
in der Sicherungsverwahrung, nach dem Vollzug von zehn Jahren der Unterbringung
von neun Monaten,

von einem Jahr bei der nach § 7 Absatz 2 Satz 2, Absatz 4, § 106 Absatz 6 und 7
JGG angeordneten Unterbringung in der Sicherungsverwahrung, nach dem Vollzug
von zehn Jahren der Unterbringung von neun Monaten, und in den Fallen des 8 7
Absatz 2 Satz 2, Absatz 4 JGG von sechs Monaten, wenn die untergebrachte Person
bei Beginn des Fristablaufs das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet hat (§ 7 Absatz 5
JGG),
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5. der von dem Gericht nach 8 67e Absatz 3 Satz 1 StGB festgesetzten Frist

die Prifung, ob die weitere Vollstreckung der Unterbringung zur Bewahrung auszusetzen
ist (§ 67e StGB).8 Die Fristen der Nummern 1 bis 4 sind vom Beginn der Unterbringung an
oder, wenn das Gericht die Anordnung der Entlassung bereits abgelehnt hat, von dem
Zeitpunkt dieser Entscheidung an zu berechnen (8 67e Absatz 4 StGB).

(5) Bei einer Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus und in der
Sicherungsverwahrung veranlasst die Vollstreckungsbehérde rechtzeitig, im Fall des § 67d
Absatz 6 Satz 2 StGB spéatestens sechs Monate vor Ablauf von sechs Jahren, im Fall des
§ 67d Absatz 3 Satz 1 StGB und 8 67d Absatz 6 Satz 3 StGB spéatestens sechs Monate
vor Ablauf von zehn Jahren die Prifung, ob die Mal3regel fur erledigt zu erklaren ist.

§54
Vollstreckung mehrerer freiheitsentziehender

MaRregeln der Besserung und Sicherung

(1) Sind in einer Entscheidung mehrere freiheitsentziehende MalRregeln angeordnet, so
bestimmt das Gericht die Reihenfolge der Vollstreckung (8 72 Absatz 3 Satz 1 StGB). Vor
dem Ende des Vollzuges einer Mal3regel veranlasst die Vollstreckungsbehérde rechtzeitig
die Prufung, ob der Zweck der nachsten Mal3regel deren Vollstreckung noch erfordert (8
72 Absatz 3 Satz 2 StGB).

(2) Sind in mehreren Entscheidungen freiheitsentziehende MaRRregeln angeordnet und
konnen sich vor dem Beginn ihrer Vollstreckung die beteiligten Vollstreckungsbehdrden
nicht Gber die Reihenfolge der zu vollstreckenden Maliregeln einigen, so ist § 43 Absatz 7
entsprechend anzuwenden. Dabei gilt die Sicherungsverwahrung als die schwerste
Maliregel; es folgen der Reihenfolge nach die Unterbringung in einem psychiatrischen
Krankenhaus und die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt. Bei Mal3regeln
ungleicher Art bestimmt die Vollstreckungsbehdrde die Reihenfolge nach pflichtgemallem
Ermessen. Mal3gebend ist, wie bei der Personlichkeit der verurteilten Person unter
Berucksichtigung der Urteilsgrinde der Zweck aller MalRnahmen am besten erreicht
werden kann. Wenn nicht Uberwiegende Grinde entgegenstehen, werden in diesen Fallen
die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt vor anderen Mal3regeln und die
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus vor der Sicherungsverwahrung
vollstreckt. Die Vollstreckungsbehdrde kann auch die Vollstreckung einer Mal3regel zum
Zwecke der Vollstreckung einer anderen Mal3regel unterbrechen, wenn sie dies nach
pflichtgemafliem Ermessen fur angebracht halt.

(3) Wenn neben vorweg zu vollziehenden Mal3regeln gleicher Art nach § 63 StGB auch
Freiheitsstrafen verhangt wurden, unterbricht die Vollstreckungsbehérde den
Maldregelvollzug, wenn die Halfte der daneben verhéngten Freiheitsstrafe verbif3t ware.
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(4) Bei mehrfach angeordneter Unterbringung in einer Entziehungsanstalt darf nur die
zuletzt rechtskréftig gewordene Anordnung der Mal3regel vollstreckt werden (8 67f StGB).

§ b4a
Fiihrungsaufsicht

(1) Entscheidungen, in denen die Fihrungsaufsicht angeordnet ist (8 68 StGB) oder die
ihren Eintritt kraft Gesetzes zur Folge haben (88 67b bis 67d, 68f StGB), teilt die
Vollstreckungsbehdrde der zustandigen Aufsichtsstelle mit.

(2) In den Féallen der 88 68f und 67d Absatz 3 und 4 StGB veranlasst die
Vollstreckungsbehdrde, dass die Akten drei Monate vor der Entlassung der verurteilten
Person dem Gericht vorgelegt werden, damit die Entscheidungen nach § 68f Absatz 2
oder nach den 88 68a bis 68c StGB alsbald getroffen werden kénnen. Abschriften ihrer
Stellungnahme Ubersendet die Vollstreckungsbehoérde unter Beifiigung von Abschriften
des Urteils und einer bereits vorliegenden Stellungnahme der Justizvollzugsanstalt der
Fuhrungsaufsichtsstelle des voraussichtlichen Wohnorts der verurteilten Person; ist der
kinftige Wohnsitz ungewiss, so unterrichtet sie die nach 8 463a Absatz 5 Satz 2 StPO
voraussichtlich zustandige Fiuhrungsaufsichtsstelle. Die Vollstreckungsbehdrde teilt die
Entscheidung des Gerichts der Flhrungsaufsichtsstelle mit, die nach Satz 2 benachrichtigt
worden war. In den Féllen des 8 67c Absatz 1 und 2 sowie des 8§ 67d Absatz 2, 5 und 6
StGB wirkt die Vollstreckungsbehorde darauf hin, dass die Entscheidungen nach den 88
68a bis 68c StGB so rechtzeitig getroffen werden kdnnen, dass die Fihrungsaufsicht
vorbereitet werden kann.

(3) Die Vollstreckungsbehorde tGbersendet der Aufsichtsstelle in allen Fallen der
Fuhrungsaufsicht je zwei Abschriften der der Fiihrungsaufsicht zugrunde liegenden
Unterlagen (z. B. Gutachten uber den korperlichen und geistigen Zustand der verurteilten
Person, Berichte der Gerichtshilfe, der Bewahrungshilfe oder von Jugend- oder
Sozialbehdrden).

(4) Die Vollstreckungsbehorde teilt die von ihr nach den 88 68c bis 68g StGB berechnete
Dauer der Fuhrungsaufsicht sowie deren Beginn und Ende der Aufsichtsstelle mit.

(5) Wird eine verurteilte Person, die unter Fihrungsaufsicht steht, auf behérdliche
Anordnung in einer Anstalt verwahrt (8 68c Absatz 4 Satz 2 StGB), so teilt die Behorde,
welche die Verwahrung vollzieht, Beginn und Ende der Verwahrung der Behorde mit,
welche die Fihrungsaufsicht vollstreckt.

§55
Berufsverbot
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(1) Die Zeit des Berufsverbots ist nach § 70 Absatz 4, § 70a Absatz 3 und 8§ 70b Absatz 3
StGB zu berechnen. Die Zeit des Berufsverbots und die Erklarung Gber die Erledigung des
Berufsverbots durch das Gericht (§ 70b Absatz 5 StGB) sind der fur die Berufs- und
Gewerbeausiibung zustandigen Behorde jeweils mitzuteilen.

(2) Die Vollstreckungsbehoérde kann auf Antrag der verurteilten Person oder mit ihrer
Einwilligung das Berufsverbot aussetzen, wenn hierdurch fur die verurteilte Person oder
ihre Angehdrigen eine erhebliche, au3erhalb des Zwecks des Verbots liegende Harte
vermieden oder einem offentlichen Interesse an der voribergehenden weiteren
Berufsausubung Rechnung getragen werden kann (vergleiche 8§ 456¢ Absatz 2 StPO). Die
Aussetzung kann an die Leistung einer Sicherheit oder an andere Bedingungen geknupft
werden und darf zusammen mit einem etwa bereits gerichtlich angeordneten Aufschub
sechs Monate nicht Ubersteigen. Absatz 1 gilt entsprechend.

(3) Vor einer Aussetzung nach Absatz 2 soll die Vollstreckungsbehérde die zustandigen
Verwaltungsbehdrden und berufsstandischen Organisationen horen.

8§ 56
Entziehung der Fahrerlaubnis und
Einziehung des Fiihrerscheins

(1) Ein nach § 69 Absatz 3 Satz 2, § 71 Absatz 2 StGB eingezogener Fuhrerschein wird
der Behorde tbersandt, die fir die Erteilung der Fahrerlaubnis am Wohnsitz der
verurteilten Person zustandig ist. Hat diese im raumlichen Geltungsbereich der StPO
keinen Wohnsitz, so wird der Fuhrerschein zu den Strafakten genommen. Ist der
Fuhrerschein von einer Dienststelle der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes oder der
Polizei ausgestellt worden, so wird er der Stelle Gbersandt, die nach Nummer 45 Absatz 4
der Anordnung uber Mitteilungen in Strafsachen (MiStra) Nachricht erhélt. Der
Fuhrerschein ist in jedem Fall durch Einschneiden unbrauchbar zu machen. Bei der
Ubersendung des Fiihrerscheins ist der Behdrde der nach § 69a Absatz 5 und 6 StGB zu
berechnende Zeitraum der Sperre mitzuteilen.

(2) Wurde eine auslandische Fahrerlaubnis entzogen, die von einer Behorde eines
Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum erteilt worden ist, und hat die
Inhaberin oder der Inhaber ihren oder seinen ordentlichen Wohnsitz im Inland, so wird der
Fuhrerschein mit den nach der MiStra zu Gbermittelnden Daten dem Kraftfahrt-Bundesamt
zur Weiterleitung an die ausstellende Behdrde Ubersandt (8 69b Absatz 2 Satz 1 StGB).
Bei der Entziehung sonstiger auslandischer Fahrerlaubnisse werden die Entziehung und
die Sperre nach MalRgabe des § 47 Absatz 2 Satz 3 der Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV)
in dem FuUhrerschein vermerkt (8 69b Absatz 2 Satz 2 StGB). Der verurteilten Person ist
mitzuteilen, dass ein Kraftfahrzeug erst dann auf dem Gebiet der Bundesrepublik
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Deutschland geftihrt werden darf, wenn die deutsche Verwaltungsbehorde auf ihren Antrag
die Erlaubnis dazu erteilt. Befindet der Fuhrerschein sich noch nicht in behdrdlichem
Gewahrsam, so wird er fur die Eintragung des Vermerks beschlagnahmt, wenn die
verurteilte Person die Vorlage verweigert (8 463b Absatz 2 StPO). Ist die Eintragung des
Vermerks wegen der Beschaffenheit des Fuihrerscheins nicht moglich, so ist der
verurteilten Person der Inhalt des Vermerks schriftlich mitzuteilen.

(3) Wird der Fuhrerschein bei der verurteilten Person nicht vorgefunden, gilt § 62.

Abschnitt 5
Vollstreckung anderer Rechtsfolgen

Unterabschnitt 1
Einziehung des Wertes von Tatertragen und andere Nebenfolgen, die zu einer

Geldzahlung
verpflichten. Bekanntgabe des Urteils. Fahrverbot

§ 57
Nebenfolgen, die zu einer Geldzahlung verpflichten

(1) Die Vollstreckung von Nebenfolgen, die zu einer Geldzahlung verpflichten, richtet sich
nach der Einforderungs- und Beitreibungsanordnung (EBAQO). Werden Vermdgenswerte
zum Zwecke der Einziehung eines Wertersatzes gesichert, finden bei der Verwertung die
88 65 bis 67a und 69ff. keine Anwendung. Fur die Verwertung gepfandeter virtueller
Wahrungen gilt 8§ 77a Absatz 2 entsprechend.

(2) Die Zustellung von Pfandungs- und Uberweisungsbeschliissen an im Inland zum
Geschéftsbetrieb befugte Kreditinstitute richtet sich nach den § 459g Absatz 3i. V. m. §
111k Absatz 2 Satz 2 StPO.

(3) Erfolgt die Vollstreckung der Nebenfolge, die zu einer Geldzahlung verpflichtet,
aufgrund eines individualgutschitzenden Delikts, so tGbertragt die urspringlich zustandige
Vollstreckungsbehdrde die Verwertungserlose, die bis zum Eintritt der Rechtskraft der
nachtraglichen Gesamtstrafenentscheidung vollstreckt wurden, an die nach 8 7 Absatz 4
zustandige Vollstreckungsbehérde, sofern die Vollstreckung nicht erledigt ist. Sofern sich
die nach Satz 1 zustandige Vollstreckungsbehoérde in einem anderen Bundesland befindet,
steht dies einer Ubertragung der Verwertungserlése nicht entgegen. In allen anderen
Féallen verbleiben die Verwertungserlose bei der bisher fur die Vollstreckung zustandigen
Vollstreckungsbehdérde.

(4) Das Recht zur Verwertung von in Vollziehung eines Vermégensarrestes nach § 111f
Absatz 1 bis 3 StPO gesicherten Vermégenswerten geht auf die nach 8§ 7 Absatz 4
zustandige Vollstreckungsbehérde tber. Satz 1 gilt fur vollzogene Beschlagnahmen

Seite 41 von 64



gemal § 111c Absatz 1 bis 4 StPO entsprechend. Satz 1 und 2 gelten entsprechend bei
der Vollstreckung der Nebenfolgen gemanR § 459g Absatz 1 und 2, Absatz 3i. V. m. 88
111f, 111k StPO.

§ 58
Fahndung bei Einziehungsentscheidungen

(1) Zur Vollstreckung einer Einziehungsentscheidung (8 459g StPO) kann die
Vollstreckungsbehdrde die Ermittlungspersonen mit der Umsetzung beauftragen und eine
Ausschreibung zur Fahndung veranlassen (8 459g Absatz 3i. V. m. 8 131 Absatz 1 StPO).

(2) Bei der Pfandung von Wertgegenstanden muss die Ausschreibung nach Absatz 1
enthalten:

1. die genaue Bezeichnung der verurteilten Person oder des Einziehungsbeteiligten;
2. die Angabe der zu vollstreckenden Entscheidung;

3. den Geldwert der zu vollstreckenden Entscheidung;

4. das Ersuchen um Pfandung von Wertgegenstanden;

5. die Angabe zu der weiteren Verfahrensweise im Fall der Pfandung von
Wertgegenstanden.

Der Auftrag zur Pfandung von Wertgegenstanden ist der von der Malinahme betroffenen
Person bei Ergreifung der Mal3hahme bekanntzugeben.

(3) Ist der von der Einziehung Betroffene in den kriminalpolizeilichen Fahndungshilfsmitteln
im Sinne des Absatzes 1 ausgeschrieben und féllt der Fahndungsgrund weg, so
veranlasst die Vollstreckungsbehorde unverziglich die Léschung.

§59
Bekanntgabe des Urteils

(1) Ist die 6ffentliche Bekanntmachung der Entscheidung angeordnet, so stellt die
Vollstreckungsbehdrde der berechtigten Person eine Ausfertigung des erkennenden Teils
der Entscheidung auf Kosten der verurteilten Person zu (88 463c, 464a StPO). Namen
von Verurteilten, auf die sich die Veroffentlichungsbefugnis nicht bezieht, werden in der
Ausfertigung ausgelassen.

(2) Verlangt die berechtigte Person die Bekanntmachung (8 463c Absatz 2 StPO), vollzieht
die Vollstreckungsbehorde die Anordnung der Bekanntmachung in der durch die
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Entscheidung bestimmten Art. Die Kosten der Bekanntmachung sind Verfahrenskosten (8
464a StPO).

§ 59a
Fahrverbot

(1) Ist ein Fahrverbot ausgesprochen worden, so wird ein von einer deutschen Behérde
erteilter Fuhrerschein fur die Dauer des Fahrverbots bei den Strafakten oder, falls ein
Vollstreckungsheft angelegt wird, bei diesem verwahrt (vergleiche 8 44 Absatz 2 Satz 2
StGB). Eine andere Art der Aufbewahrung kann angeordnet werden.

(2) Sofern die verurteilte Person nicht erklart hat, dass sie den Fuhrerschein abholen
werde, wird dieser ihr so rechtzeitig durch eingeschriebenen Brief zugesandt, dass er am
letzten Tag der Verbotsfrist (vergleiche Absatz 5 sowie § 44 Absatz 3, 8§ 51 Absatz 5 StGB)
bei ihr eintrifft. Der verurteilten Person wird bei der Riickgabe mitgeteilt, zu welchem
Zeitpunkt ein Fahrverbot endet. Ist der Fuhrerschein von einer Dienststelle der
Bundeswehr erteilt worden, wird er der oder dem Disziplinarvorgesetzten der verurteilten
Person so rechtzeitig vor Ablauf der Verbotsfrist bersandt, dass er ihr am letzten Tage der
Verbotsfrist, der in dem Ubersendungsschreiben anzugeben ist, ausgehandigt werden
kann.

(3) Ist der Fuhrerschein von einer Behérde eines Mitgliedstaates der Europaischen Union
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens tber den Europdaischen
Wirtschaftsraum ausgestellt worden und hat die Inhaberin oder der Inhaber ihren oder
seinen ordentlichen Wohnsitz im Inland, so gilt Absatz 1 entsprechend. Ist gegen die
Inhaberin oder den Inhaber eines sonstigen auslandischen Fuhrerscheins ein Fahrverbot
ausgesprochen worden, so werden das Fahrverbot und seine Dauer in dem Fihrerschein
vermerkt (vergleiche § 44 Absatz 2 Satz 4 StGB). § 56 Absatz 2 Satz 5 gilt entsprechend.

(4) Befindet sich der Fuhrerschein noch nicht in behérdlichem Gewahrsam, so fordert die
Vollstreckungsbehdrde die verurteilte Person zur Herausgabe auf und belehrt sie Uber den
Beginn des Fahrverbots, wenn sich aus den Akten ergibt, dass die vorgeschriebene
Belehrung (88 268c, 409 StPO) unterblieben ist. Gibt die verurteilte Person den
Fuhrerschein nicht freiwillig heraus, so ordnet die Vollstreckungsbehdrde die
Beschlagnahme an (8 463b Absatz 1 und 2 StPO). Wird der Fuhrerschein nicht
vorgefunden, so ist nach 8§ 463b Absatz 3 StPO zu verfahren.

(5) Fur die Berechnung der Dauer des Fahrverbots (8 44 Absatz 3, § 51 Absatz 5 StGB)
gelten die Vorschriften des 8 37 Absatz 2, 4 und 5, des § 39 Absatz 4 und des 8§ 40 Absatz
1 sinngemal3. Die Verbotsfrist beginnt mit Eingang des Fuhrerscheins bei der zustandigen
Vollstreckungsbehdrde, nicht jedoch vor Rechtskraft der Entscheidung. Gelangt der
Fuhrerschein zur Vollstreckung des Fahrverbots zunachst in den Gewahrsam einer
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anderen Stelle, die mit der Verfolgung oder Ahndung von Straftaten oder
Ordnungswidrigkeiten, aufgrund derer ein Fahrverbot verhangt werden kann, oder mit der
Vollstreckung von Fahrverboten befasst ist, wird die Verwahrzeit in die Verbotszeit
eingerechnet. Ist der verurteilten Person ein in Absatz 2 Satz 3 bezeichneter Flhrerschein
von der oder dem Vorgesetzten zur Weiterleitung an die Vollstreckungsbehdrde
abgenommen worden, so wird die Zeit zwischen der Abnahme des Fuhrerscheins und
seinem Zugang bei der Vollstreckungsbehdrde in die Verbotsfrist eingerechnet. Sind
gegen den Tater mehrere Fahrverbote rechtskraftig verhangt worden, so sind diese
nacheinander zu vollstrecken, wobei die Verbotsfrist des spateren Fahrverbots erst mit
Ablauf des vorangegangenen Fahrverbots beginnt.

Unterabschnitt 2
Einziehung eines Gegenstandes. Unbrauchbarmachung.

Vernichtung

Teil A
Allgemeine Bestimmungen

§ 60
Rechtserwerb bei Einziehung

(1) In den Féallen des 8 75 Absatz 1 StGB geht das Eigentum an der eingezogenen Sache
oder das eingezogene Recht auf das Land (Justizfiskus) Gber, dessen Gericht im ersten
Rechtszug entschieden hat. Dies gilt auch dann, wenn im ersten Rechtszug in Ausiibung
der Gerichtsbarkeit des Bundes entschieden worden ist. Hat das Gericht die Einziehung
zugunsten des Bundes angeordnet, so wird die Bundesrepublik Deutschland (Justizfiskus)
Eigenttiimer.

(2) Bis zum Ubergang des Eigentums an der Sache oder des Rechts wirkt die Anordnung
der Einziehung oder die Anordnung des Vorbehalts der Einziehung als
VeraulRerungsverbot im Sinne des 8§ 136 des Burgerlichen Gesetzbuches (BGB).

(3) Dem Ubergang des Eigentums an der eingezogenen Sache oder des Rechts steht in
den Fallen des § 111d Absatz 1 Satz 2 StPO die Er6ffnung des Insolvenzverfahrens tber
das Vermogen des Einziehungsbetroffenen abweichend von 8§ 91 InsO nicht entgegen (8
75 Absatz 4 StGB).

(4) Rechte Dritter bleiben bestehen (8 75 Absatz 2 Satz 1 StGB), sofern nicht das Gericht
das Erléschen angeordnet hat (8 75 Absatz 2 Satz 2 und 3 StGB).

§61
Wegnahme von Gedgenstanden
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(1) Sachen, auf deren Einziehung oder Unbrauchbarmachung erkannt ist und die sich
noch nicht im amtlichen Gewahrsam befinden, nimmt die Vollstreckungsbehdrde alsbald
nach Rechtskraft der Entscheidung in Besitz. Haben die verurteilte Person oder die
Einziehungsbeteiligten (8 424 Absatz 1, 8 432 Abs. 1 StPO), die nach der Entscheidung
zur Herausgabe verpflichtet sind, die Sache nicht herausgegeben, so beauftragt die
Vollstreckungsbehdrde die Vollziehungsbeamtin oder den Vollziehungsbeamten mit der
Wegnahme (8 459g Absatz 1 StPO, § 1 Absatz 1 Nr. 2a, § 6 Absatz 1 und Absatz 3 Satz 1
und 2 JBeitrG). Sofern die Wegnahme im Rahmen einer Durchsuchung stattfindet, kann
die Vollstreckungsbehoérde die Ermittlungspersonen beauftragen (8 4599 Absatz 3, 88§ 102
bis 110, 111k Absatz 1 StPO).

(2) Der Auftrag wird schriftlich oder elektronisch erteilt; er muss die verurteilte Person, die

Einziehungsbeteiligten und die wegzunehmende Sache mdglichst genau bezeichnen. Der
Auftrag soll ferner angeben, ob die Sache verwahrt oder wem sie Ubergeben werden soll.

Die Vollstreckungsbehorde kann ihre Ermittlungspersonen oder die Vollziehungsbeamten

ersuchen, ihr rechtzeitig den in Aussicht genommenen Zeitpunkt der Wegnahme nach Tag
und Stunde mitzuteilen.

(3) Ist die Sache im Gewahrsam der Einziehungsbeteiligten und verweigern diese die
Herausgabe mit der Begriindung, dass sie an ihr ein Recht zum Besitz haben, so kann
gegen sie auf Grund der Entscheidung nur vollstreckt werden, wenn in ihr das Erlédschen
des Rechtes angeordnet worden ist ,,(8 75 Absatz 2 Satz 2 und 3 StGB). Ob der Anspruch
auf Herausgabe gegen die Einziehungsbeteiligten im Wege der Klage auf Herausgabe
gemal § 985 BGB geltend gemacht werden soll, entscheidet die oberste Justizbehérde
oder die von ihr bestimmte Stelle.

(4) Ist die Sache nicht im Gewahrsam der verurteilten Person oder des der
Einziehungsbeteiligten, so wird die Gewahrsamsinhaberin oder der Gewahrsamsinhaber
zur Herausgabe aufgefordert. Verweigern diese die Herausgabe, kann die
Vollstreckungsbehoérde den eingezogenen Gegenstand aufgrund eines
Durchsuchungsbeschlusses nach § 103 StPO von den Ermittlungspersonen
beschlagnahmen lassen (8 459g Absatz 3 StPO in Verbindung mit 88 103, 111c Absatz 1,
8 111k Absatz 1 StPO). Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Sind Rechte eingezogen, so bedarf es einer Pfandung und Uberweisung nicht (§ 75
Abs. 1 StGB). Absatz 4 gilt entsprechend.

(6) & 58 bleibt daneben anwendbar.

8§62
Eidesstattliche Versicherung, nachtragliche Anordnung der Einziehung von

Seite 45 von 64



Wertersatz

(1) Wird die Sache bei der verurteilten Person oder bei der oder dem
Einziehungsbeteiligten nicht vorgefunden, so sollen diese Personen zur Abgabe einer
eidesstattlichen Versicherung Gber den Verbleib angehalten werden (8 459g Absatz 1 Satz
2 StPO, 8§ 1 Absatz 1 Nr. 2a, 8§ 6 Absatz 1 Nr. 1 JBeitrG, 8 883 Absatz 2 ZPO). Davon ist in
der Regel abzusehen, sofern die eidesstattliche Versicherung wesentlichen Feststellungen
der Entscheidung widersprechen wirde.

(2) Ist die Anordnung der Einziehung eines Gegenstandes deshalb nicht ausfiihrbar oder
unzureichend, weil der Gegenstand nicht mehr vorhanden, verwertet oder mit dem Recht
einer dritten Person belastet ist oder weil nach der Anordnung sonst eine der in den 88
73c oder 74c StGB bezeichneten Voraussetzungen eingetreten oder bekannt geworden
ist, so veranlasst die Vollstreckungsbehoérde die Prifung, ob die Einziehung des
Wertersatzes nachtraglich angeordnet werden soll (8§ 76 StGB). Die Staatsanwaltschaft hat
auf ihr Recht zur Anhdrung nach 8§ 462 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 1 StPO zu
achten.

§63
Verwertung. Unbrauchbarmachung. Vernichtung.
Uberwachung von Anweisungen bei Einziehungsvorbehalt

(1) Eingezogene Gegenstande werden verwertet, sofern nichts anderes bestimmt ist (88
65 bis 67a, 69ff.). Die Verwertung darf, abgesehen von im Vollstreckungsverfahren
zulassigen Fallen der NotveréulRerung, nicht vor dem fruchtlosen Ablauf der Sechs-
monatsfrist nach 8§ 459j Absatz 1 StPO erfolgen. Sind die Gegensténde wertlos,
unverwertbar, nur mit einem voraussichtlich den Erlds tbersteigenden Kostenaufwand
veraul3erbar, gemeingeféhrlich oder in gesetzwidrigem Zustand, so werden sie in der
Regel vernichtet.

(2) In Fallen, in denen die Frist nach 8 459 Absatz 1 StPO fruchtlos verstrichen ist, sind
die Gegenstande zu verwerten oder anderweitig zu verwenden. Der Verwertungserlos tritt
an die Stelle des eingezogenen und verwerteten Gegenstandes und kann unter den
Voraussetzungen des 8§ 459j Absatz 5 StPO an den Anspruchsinhaber ausgekehrt werden.

(3) Die Verwertung geschieht, sofern in den 88 69 bis 86 nichts anderes bestimmt ist,
durch o6ffentliche Versteigerung. Erscheint diese nicht ausfuihrbar oder unzweckmalfiig, so
werden die Gegenstande freihandig verkauft. Sind sie gesetzlich vom freien Verkehr
ausgeschlossen, so durfen sie nicht 6ffentlich versteigert werden; sie sind, sofern nicht
eine andere Art der Verwertung vorgeschrieben ist, nur Personen oder Stellen zum Kauf
anzubieten, die Gegenstande dieser Art erwerben dirfen.
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(4) Gegenstande, deren Unbrauchbarmachung gerichtlich angeordnet ist, werden der oder
dem Berechtigten zuriickgegeben, nachdem sie nach Mal3gabe der Entscheidung ihrer
gefahrdenden Form entkleidet oder unschéadlich gemacht worden sind. Ist dies nicht
maglich, so werden sie vernichtet.

(5) Gegenstande, deren Vernichtung angeordnet ist, werden durch die Mal3hahmen
vernichtet, die nach pflichtgemaliem Ermessen der Vollstreckungsbehdrde zweckmalig
erscheinen.

(6) Bei der Vernichtung gemeingefahrlicher Gegenstande nimmt die
Vollstreckungsbehdrde, soweit erforderlich, die Hilfe der Polizei oder der zustandigen
Verwaltungsbehdrde in Anspruch.

(7) Vor der Verwertung, Unbrauchbarmachung oder Vernichtung
verbrauchssteuerpflichtiger Erzeugnisse oder von Waren, die Zollgut sind, ist das
Hauptzollamt zu héren.

(8) Ordnet das Gericht unter Einziehungsvorbehalt weniger einschneidende Malinahmen
an, so uberwacht die Vollstreckungsbehorde die Befolgung und veranlasst die Prifung,
welche Entscheidung nach 8§ 74f Abs. 1 StGB zu treffen ist.

§ 64
VerauRerung
eingezogener Gegenstiande

(1) Mit der offentlichen Versteigerung und in der Regel auch mit dem freih&ndigen Verkauf
beauftragt die Vollstreckungsbehorde eine Gerichtsvollzieherin oder einen
Gerichtsvollzieher. In geeigneten Fallen kann mit dem freih&andigen Verkauf auch eine
gewerbetreibende Person beauftragt werden. Der Auftrag muss schriftlich erteilt werden
und die Personen bezeichnen, an die der Gegenstand nicht verduRert werden darf (Absatz
5). Die Vollstreckungsbehorde kann eine Verwertung eingezogener Gegenstande auch
selbst Uber eine Internetauktionsplattform durchftihren. Die 6ffentliche Versteigerung und
der freihdndige Verkauf richten sich nach der Geschéaftsanweisung fir Gerichtsvollzieher®.

(2) Erscheint eine Veraul3erung am Sitze der Vollstreckungsbehorde aus besonderen
Grunden nicht moéglich oder unzweckmalig, so kann die Vollstreckungsbehdrde anordnen,
dass die Verauf3erung an einem anderen Ort versucht wird.

(3) Ist der Verderb oder eine wesentliche Wertminderung des Gegenstandes zu besorgen
oder ist seine Aufbewahrung, Pflege oder Erhaltung mit Kosten oder Schwierigkeiten
verbunden, so sorgt die Vollstreckungsbehdrde fur beschleunigte Verwertung.
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(4) Bei freihdndigem Verkauf von Gegenstanden des taglichen Bedarfs sollen
gemeinnitzige Stellen und Beddrftige vorzugsweise bertcksichtigt werden.

(5) An Taterinnen oder Tater sowie Teilnehmerinnen oder Teilnehmer der Straftat durfen
Gegenstande nur ausnahmsweise und nur mit Einwilligung der obersten Justizbehdrde
oder der von ihr bestimmten Stelle verdufRert werden. Bei einem freih&ndigen Verkauf Uber
eine Internetplattform gilt die Einwilligung als generell erteilt.

(6) Der freihdndige Verkauf an Richterinnen, Richter, Staatsanwaltinnen und
Staatsanwalte oder andere Justizbedienstete (einschlief3lich des Strafvollzugs) sowie an
Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft (8 152 GVG) oder andere Polizeibedienstete
Ist nicht zulassig.

(7) Der bei der Verauf3erung erzielte Erlos ist an die zustandige Kasse abzufihren.

8§ 65
Mitwirkung anderer Behorden und Stellen bei der VerauRerung

(1) Werden Gegenstande, die in einem Zoll-, Verbrauchssteuer-, Monopol- und
Devisenstrafverfahren oder in einem Verfahren wegen Zuwiderhandlungen gegen Ein- und
Ausfuhrverbote gerichtlich eingezogen worden sind, durch eine Stelle der
Bundesfinanzverwaltung verwahrt, so werden sie im Benehmen mit der
Vollstreckungsbehdrde durch das Hauptzollamt verwertet. Der Erlos ist an die zustandige
Kasse abzufiuihren. Das Hauptzollamt ist berechtigt, von dem Erlds diejenigen baren
Auslagen abzusetzen, die durch die Beschlagnahme, Aufbewahrung und Verwertung der
Gegenstande entstanden sind. Abzugsfahig sind auch Abgaben, die nach § 76 der
Abgabenordnung (AO) aus dem Erlos zu decken sind. Uber den Erlés und die Abziige
rechnet das Hauptzollamt mit der Vollstreckungsbehérde ab. Im Ubrigen wird auf den
Erlass des Bundesministers der Finanzen vom 9. Februar 1955 — lll A/4 — H 2131 — 3/55 —
und die hierzu etwa ergangenen Erganzungsbestimmungen der obersten Justizbehérden
verwiesen.

(2) Sollen Gegenstande veraul3ert werden, in deren Verwertung eine andere Behorde oder
Stelle besonders erfahren ist, so empfiehlt es sich, diese um Auskunft zu bitten oder ihr die
Verwertung zu Ubertragen; hierbei ist darauf hinzuweisen, dass der Erlés nach Abzug der
baren Auslagen der Verwertung (Reinerl6s) an die zustandige Kasse abzuflhren ist.

8§ 66
Verwendung fiir Zwecke der Justizverwaltung
und d&hnliche Zwecke
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(1) Eingezogene Sachen, die sich zur Verwendung fir Zwecke der Justizverwaltung
(einschlie3lich des Strafvollzuges), der Bewahrungshilfe, der Strafentlassenenfiirsorge
oder der Polizei im Rahmen der Strafverfolgung eignen, sind zunachst nicht zu verwerten.
Sie werden in ein Verzeichnis aufgenommen und dort nach Grél3e, Beschaffenheit und
dem Zustand ihrer Erhaltung kurz beschrieben; sofern ein Verzeichnis nicht gefuhrt wird,
erfolgt diese Beschreibung in einem Einzelverwendungsvorschlag. Die
Vollstreckungsbehorde legt das Verzeichnis regelmafig mit einem Verwendungsvorschlag
oder die Einzelverwendungsvorschlage der Generalstaatsanwaltin oder dem
Generalstaatsanwalt vor; diese oder dieser entscheidet Uber die Verwendung im
Benehmen mit der Prasidentin oder dem Préasidenten des Oberlandesgerichts und der
hoheren Vollzugsbehorde. Weist die Generalstaatsanwaltin oder der Generalstaatsanwalt
eingezogene Sachen der Polizeiverwaltung zur dauernden Nutzung zu, so sind die
landesrechtlichen Haushaltsvorschriften zu beachten und den obersten Behdrden der
Innenverwaltung und der Justizverwaltung je eine Mehrfertigung der Zuweisungsverfiigung
zu Ubersenden. Hat das Gericht die Sachen zugunsten des Bundes eingezogen, so ist
entsprechend 8 70 Absatz 4 Satz 2 zu verfahren.

(2) In das Verzeichnis sind insbesondere aufzunehmen: allgemein genehmigte und
zugelassene Funk- und Funkempfangsanlagen sowie andere Gerate der Informations-
und Kommunikationstechnik, Werkzeuge, landwirtschaftliche Gerate, Materialien,
Kleidungsstucke aller Art, ferner Gerate zum Messen oder Wiegen, die sich nach Ansicht
der Eichbehorde zur Wiederverwertung eignen. Gegenstande, deren geringer
Gebrauchswert die Verwendung nicht lohnen wirde, werden nicht aufgenommen.

(3) Fur die Verwendung von Waffen, Funkanlagen und Kraftfahrzeugen fir Zwecke der
Justizverwaltung gelten § 70 Absatz 1, 88 72 und 73.

8§ 67
Abgabe als Forschungs- und Lehrmittel

(1) Eingezogene Gegenstéande, die zur Begehung einer rechtswidrigen Tat bestimmt
gewesen, gebraucht oder durch sie hervorgebracht worden sind, werden Bundes- oder
Landesbehorden fur den Bereich ihrer dienstlichen Tatigkeiten angeboten und auf deren
Ersuchen uberlassen, wenn sie fur kriminalwissenschatftliche Forschungs-, Lehr-,
Schulungs- oder Ausbildungszwecke von Bedeutung sind. Dasselbe gilt nach Moglichkeit,
wenn eine dieser Behorden von sich aus um die Uberlassung bestimmter Gegenstéande
ersucht.

(2) Die Uberlassung geschieht leihweise und mit dem ausdriicklichen Vorbehalt, dass die
Vollstreckungsbehdrde die Gegenstande aus wichtigen Griinden jederzeit
zurtckverlangen kann.
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(3) Gegenstande von erheblichem Wert dirfen den in Absatz 1 bezeichneten Behdrden
nur mit Genehmigung der Generalstaatsanwaltin oder des Generalstaatsanwalts
angeboten oder Uberlassen werden.

§ 67a
Verwendung fiir karitative oder humanitare Zwecke

(1) Gegenstande, die in einem Verfahren wegen Straftaten nach einem Gesetz zum
Schutz des geistigen Eigentums (Urheberrechtsgesetz, Patentgesetz,
Gebrauchsmustergesetz, Warenzeichengesetz, Geschmacksmustergesetz,
Halbleiterschutzgesetz, Sortenschutzgesetz) eingezogen worden sind und die sich zur
Verwendung fur karitative oder humanitare Zwecke eignen, sollen an entsprechende
Verbande oder Einrichtungen unentgeltlich abgegeben werden, sofern dies ohne
unverhaltnismafigen Aufwand mdglich ist.

(2) Die endgultige Abgabe darf erst erfolgen, wenn der durch die Rechtsverletzung
verursachte Zustand der Gegenstande beseitigt worden ist und die durch die Abgabe
verursachten Gesamtkosten von der Empfangerin oder vom Empfanger getragen werden.
Mit der Beseitigung der Schutzrechtsverletzung kann die Empfangerin oder der Empfanger
beauftragt werden. Die ordnungsgemalie Beseitigung wird durch die
Vollstreckungsbehdrde tberpruft.

(3) Fur Gegenstande von erheblichem Wert gilt 8§ 67 Absatz 3 entsprechend.

(4) Nach Absatz 1 kann auch in den Fallen des 8§ 63 Absatz 1 Satz 3 verfahren werden,
soweit es sich um wertlose oder unverwertbare Gegenstande handelt, die nach den 88 73
oder 73a StGB aufgrund eines Eigentums- oder Vermdgensdelikts eingezogen worden
sind.

8§ 68
Absehen von der Verwertung, Vernichtung
oder Unbrauchbarmachung

(1) Liegen Grunde fur die Annahme vor, dass die Wiederaufnahme des Verfahrens
angeordnet oder das Nachverfahren (8 433 StPO) oder die Wiedereinsetzung nach § 459j
Absatz 4 StPO beantragt werden wird, so sieht die Vollstreckungsbehorde von den in § 63
bezeichneten MalRnahmen einstweilen ab. Dasselbe gilt, wenn die betroffene Person um
Freigabe des eingezogenen Gegenstandes im Gnadenwege gebeten hat und wichtige
Gnadengrunde vorliegen.

(2) Macht eine andere als die verurteilte Person geltend, dass sie ein Recht an dem
Gegenstand habe, dessen Erldschen nicht angeordnet worden ist, so entscheidet Uber die
Verwertung die oberste Justizbehorde oder die von ihr bestimmte Stelle.
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§ 68a
Entschadigung

Beansprucht der Andere im Sinne des 8 74b Absatz 1 Nr. 2, Absatz 2 StGB eine
Entschadigung und ist eine gerichtliche Entscheidung nach 8§ 430 Absatz 3 StPO nicht
ergangen, so entscheidet die oberste Justizbehdrde oder die von ihr bestimmte Stelle. Ist
der Gegenstand noch nicht verwertet, so entscheidet sie auch tber die Verwertung.

Teil B
Verwendung bestimmter Gegenstande

§ 69
Jagdwaffen, Jagd- und Forstgerate, Wild und Hunde

(1) Jagdwaffen, Jagdmunition und Jagdgeréte sind, wenn sie den gesetzlichen
Vorschriften entsprechen, der obersten Jagdbehorde des Landes oder einer anderen von
der obersten Justizbehtrde benannten Stelle anzuzeigen. Diese bestimmt, an welche
Stelle die Gegenstande zur Verwertung abzuliefern sind. Die Vollstreckungsbehdrde
Ubersendet dieser Stelle die Gegenstande. Ubersendet sie Jagdwaffen, so weist sie darauf
hin, dass bei ihrer VeraufRerung der Reinerlds (8 65 Absatz 2) an die zustandige Kasse
abzufihren ist.

(2) Mit vorschriftswidrigen Jagdwaffen und Jagdgeraten wird nach § 70 verfahren.

(3) Brauchbare Werkzeuge, die in Strafverfahren wegen Holz- oder Forstdiebstahls
eingezogen worden sind, werden der obersten Forstbehtrde des Landes oder einer
anderen von der obersten Justizbehdrde des Landes benannten Stelle angezeigt, sofern
sie nicht fur die in 8 66 Absatz 1 bezeichneten Zwecke verwendet werden kénnen. Die
nach Satz 1 zustandige Stelle bestimmt, an wen die Werkzeuge abzuliefern sind. Die
Vollstreckungsbehdrde tbersendet sie dieser Stelle zur Verwertung.

(4) Gefangenes oder erlegtes Wild und Teile davon sowie Hunde werden nach den
allgemeinen Vorschriften verwertet.

8§70
Andere Waffen und verbotene Gegenstande

(1) Schusswaffen und Munition, die nicht unter 8 69 Absatz 1 fallen, andere Waffen und
verbotene Gegenstande im Sinne des Waffenrechts sind dem Regierungsprasidium oder
der entsprechenden Behdrde oder einer anderen von der obersten Justizbehérde
benannten Stelle zu Ubersenden. In der Regel werden sie von Fall zu Fall Gbersandt.
Vollstreckungsbehérden, die haufiger Waffen zu tGbersenden haben, sollen mit der
zustandigen Verwaltungsbehdrde Sammelsendungen vereinbaren. Soweit Waffen flr

Seite 51 von 64



Zwecke der Justizverwaltung (einschliel3lich des Strafvollzugs) bendtigt werden, ist nach 8
66 Absatz 1 zu verfahren.

(2) Vorschriftswidrige und zur Begehung rechtswidriger Taten abge&anderte Jagdwaffen
sowie andere Schusswaffen und verbotene Gegenstande im Sinne des Waffenrechts, an
denen ein kriminalpolizeiliches Interesse besteht, werden dem Bundeskriminalamt auf sein
Ersuchen Uber das Landeskriminalamt oder die ihm entsprechende Behdrde Ubersandt.
Vorschriftswidrige Jagdwaffen und Jagdgerate, die eingezogen worden sind und an denen
kein kriminalpolizeiliches Interesse besteht, werden derjenigen Stelle Ubersandt, welche
die oberste Jagdbehdrde oder oberste Justizbehérde des Landes benennt.

(3) Bei der Ubersendung sind durch eine an der Waffe oder Vorrichtung zu befestigende
Karte besonders zu kennzeichnen:

1. Handfeuerwaffen, deren Laufe oder Verschlisse nicht mit dem vorgeschriebenen
oder zugelassenen Prifzeichen versehen sind; Schusswaffen, die nicht den Namen,
die Firma oder ein eingetragenes Warenzeichen inlandischer Waffenhersteller oder
-handler und eine fortlaufende Nummer tragen;

2. Schusswaffen, die Uber den fir Jagd- und Sportzweck allgemein Gblichen Umfang
hinaus zusammengeklappt, zusammengeschoben, verkirzt oder schnell zerlegt
werden kdnnen;

3. Schusswaffen, die ihrer Form nach geeignet sind, einen anderen Gegenstand
vorzutauschen oder die mit Gegenstanden des taglichen Gebrauchs verkleidet sind;

4. Vorrichtungen, die zum Anleuchten und Anstrahlen des Zieles dienen und fur
Schusswaffen bestimmt sind.

In dem Ubersendungsschreiben ist auf diese Waffen und Vorrichtungen besonders
hinzuweisen.

(4) Hat das Gericht eines Landes Waffen zugunsten des Bundes eingezogen, so finden
die Absatze 1 bis 3 keine Anwendung. In diesem Fall stellt die Vollstreckungsbehorde die
eingezogenen Waffen dem Bundesministerium der Justiz Uber die oberste Justizbehorde
des Landes zur Verfligung.

§71
Fischereigerite

(1) OrdnungsmaéaRige Fanggerate werden der obersten Landesfischereibehdrde oder der
von der obersten Justizbehdrde bestimmten Stelle angezeigt und der von dieser
genannten Fischereiorganisation zur Verfiigung gestellt. Diese verkauft die Gerate an
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fischfangberechtigte Mitglieder und fuhrt den Reinerlos (8 65 Absatz 2) an die zustandige
Kasse ab. Hierauf weist die Vollstreckungsbehdrde bei der Ubersendung hin. Wird keine
Fischereiorganisation benannt oder die Ubernahme von Geraten abgelehnt, so werden die
Gerate nach den allgemeinen Vorschriften (88 63 bis 68) verwertet; sie durfen jedoch nur
an Personen veraul3ert werden, die zur Austibung des Fischfangs berechtigt sind.

(2) Mit Fanggeréaten, die nach der gerichtlichen Entscheidung nicht ordnungsgemar sind,
ist nach Absatz 1 Satz 1 bis 3 zu verfahren, wenn und soweit sie fiir andere Fanggerate
oder andere Fischarten verwendet werden kénnen. Ist eine solche Verwertung
ausgeschlossen oder wird keine Fischereiorganisation benannt oder lehnt die
Fischereiorganisation die Ubernahme ab, so werden die Gerate nach den allgemeinen
Vorschriften verwertet, nachdem die nicht ordnungsmafigen Teile entfernt worden sind.
Die Verwertung von Geraten oder Geréateteilen, die nach ihrer Beschaffenheit fur die
Fischerei in keinem Falle verwendet werden dtrfen, ist unzulassig.

(3) Hat die Vollstreckungsbehorde Zweifel, ob ein Fanggeréat als ordnungsgeman
anzusehen ist oder ob es ganz oder teilweise flr andere Fanggerate oder andere
Fischarten verwendet werden kann, so holt sie eine Auskunft der von der obersten
Justizbehotrde nach Absatz 1 bezeichneten oder einer anderen geeigneten Stelle ein.

(4) Fanggerate oder einzelne Teile, deren Verwertung unzulassig, unzweckmalflig oder
nicht ausfuhrbar ist, ferner schadliche oder explosive Stoffe (z.B. giftige Kdder,
Sprengpatronen oder sonstige Sprengmittel) werden vernichtet, sofern sie sich nicht flr
Zwecke der Justizverwaltung, fur kriminalwissenschaftliche Forschung oder fir
Lehrzwecke eignen oder wegen ihres kulturhistorischen Wertes als Museumssttcke in
Betracht kommen.

§72
Funkanlagen

(1) Allgemein genehmigte und zugelassene Funk- und Funkempfangsanlagen werden
nach den allgemeinen Vorschriften (88 63 ff.) verwertet, sofern nicht die oberste
Justizbehotrde etwas anderes bestimmt hat.

(2) Alle nicht in Absatz 1 bestimmten Funkanlagen werden der Regulierungsbehdrde fur
Telekommunikation und Post oder deren regionaler Auf3enstelle mit dem Ersuchen
ubergeben, im Falle eines Verkaufs den Reinerlos (8 65 Absatz 2), andernfalls einen dem
Wert entsprechenden Geldbetrag an die zustandige Kasse abzufuhren.

8§73
Kraftfahrzeuge
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(1) Kraftfahrzeuge (ausgenommen Leicht- und Kleinkraftrader sowie Fahrrader mit
Hilfsmotor) sind der obersten Justizbehérde oder der von ihr bestimmten Stelle unter
genauer Beschreibung des Fahrzeugs und seiner Beschaffenheit anzuzeigen. Sie diurfen
erst dann nach den allgemeinen Vorschriften verwertet werden, wenn die oberste
Justizbehotrde oder die von ihr bestimmte Stelle erklart hat, dass das Fahrzeug nicht fur
die in 8 66 bezeichneten Zwecke verwendet werden soll. 8 65 Absatz 1 bleibt unberuhrt.

(2) Der Anzeige nach Absatz 1 bedarf es nicht, wenn die Kraftfahrzeuge wegen ihres
Zustandes, ihres Alters und ihrer Beschaffenheit oder aus anderen Grinden zur
Verwendung fur Zwecke der Justizverwaltung offensichtlich ungeeignet sind.

8§74
Arzneimittel und chemische Stoffe

(1) Arzneimittel (einschlief3lich Tierarzneimittel) und chemische Stoffe, deren Verwertung
maglich erscheint, sind der nach Landesrecht zustadndigen Behérde mit einer moglichst
genauen Beschreibung anzuzeigen. Diese Behdrde bestimmt eine Stelle, die zur
Begutachtung und Verwertung zugelassen und geeignet ist (z. B. Arzneimittelprifstelle
eines Chemischen Landesuntersuchungsamtes als begutachtende sowie
Krankenhausapotheke oder Krankenhaus versorgende Apotheke als verwertende Stelle).
Dort stellt die Vollstreckungsbehorde fest, ob eine Ubersendung zulassig oder welche
andere Art der Ubermittlung erforderlich ist. Die Ubermittlung geschieht kostenfrei.

(2) Die verwertende Stelle ist bei der Ubermittlung darum zu ersuchen,

1. die Arzneimittel und chemischen Stoffe zu begutachten und entweder zu ihrem
Schatzwert zu ibernehmen oder im Auftrag der Vollstreckungsbehdrde an eine zum
Erwerb befugte Stelle moglichst glnstig zu verkaufen;

2. einen dem Schatzwert entsprechenden Geldbetrag oder den Verkaufserlds nach
Abzug der Begutachtung- und Verwertungskosten an die zustandige Kasse
abzufuhren oder

3. die Gegenstande zurtickzusenden, falls sie auf die im Ersuchen bezeichnete Weise
nicht verwertbar sind.

(3) Arzneimittel und chemische Stoffe, die nicht verwertet werden kdnnen, sind zu
vernichten.

§ 74a
Radioaktive Stoffe

Radioaktive Stoffe sind dem Bundesamt fur Strahlenschutz anzuzeigen.

Seite 54 von 64



8§75
Betaubungsmittel und neue psychoaktive Stoffe

LFur Betaubungsmittel im Sinne des Betaubungsmittelgesetzes gilt § 74 entsprechend.
2Abweichend von § 67 Absatz 2 kénnen Betaubungsmittel und Stoffe im Sinne des § 2
Nummer 1 des Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetzes (NpSG) der ersuchenden Behorde zur
dauernden Nutzung (8 67 Absatz 1 Satz 1) Uberlassen werden; sollen die
Betaubungsmittel oder die genannten Stoffe nicht zurtickverlangt werden, ist die
ersuchende Behdrde schriftlich zu verpflichten, diese ordnungsgemal zu vernichten,
sobald sie dort nicht mehr fur Forschungs-, Lehr-, Schulungs- oder Ausbildungszwecke
bendtigt werden.

§ 76
Falschgeld

(1) Falschgeld und zur Herstellung von Falschgeld verwendetes oder bestimmtes Material
werden abgegeben,

1. andie Deutsche Bundesbank, Wilhelm-Eppstein-Str. 14, 60431 Frankfurt am Main,
wenn es sich um in- und auslandische Noten oder Minzen handelt;

2. an die Bundesrepublik Deutschland — Finanzagentur GmbH, Lurgiallee 5, 60295
Frankfurt am Main —,wenn es sich um Schuldverschreibungen oder um Zins- oder
Erneuerungsscheine des Deutschen Reiches, der Deutschen Reichspost, des
Preulischen Staates, der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen Bundesbahn
und der Deutschen Bundespost handelt.

Von der Abgabe soll abgesehen werden, wenn handelstibliches Material vorliegt, das
keine besondere Ausstattung zur Produktion von Falschgeld aufweist. Die Abgabe darf
auch dann nicht unterbleiben, wenn das falsche Stuick von der zustandigen Stelle fur
wertlos erklart worden ist.

(2) Schwer versendbare Gegenstande sind der in Absatz 1 bezeichneten Stelle nur im
Einvernehmen mit ihr zu Gibersenden. Lehnt sie die Ubernahme ab, so werden die
Gegenstande nach den allgemeinen Vorschriften (88 63 bis 68) verwertet, sofern die zur
Ubernahme berechtigte Stelle einwilligt; andernfalls sind sie entweder unbrauchbar zu
machen und als Altmaterial zu verwerten oder, falls ein Erlés nicht zu erwarten ist, zu
vernichten.

(3) Fir die Entscheidung uber die Abgabe von eingezogenem Falschgeld oder
eingezogenem Herstellungsmaterial als Forschungs- oder Lehrmittel sind die in Absatz 1
bezeichneten Stellen zustandig. 8§ 67 gilt insoweit nicht.
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§77

Devisenwerte

(1) Soweit die Verwertung von Devisenwerten der Vollstreckungsbehdrde obliegt, sind die
Devisenwerte der Deutschen Bundesbank anzuzeigen und im Benehmen mit dieser
bestmoglich zu verwerten. Der Erlés wird nach Abzug der Verwertungskosten an die
zustandige Kasse abgefuhrt.

(2) Devisenwerte im Sinne des Absatzes 1 sind:

1. Auslandische Zahlungsmittel und

2. Wertpapiere nichtdeutscher Ausstellerinnen und Aussteller sowie solche Wertpapiere
deutscher Ausstellerinnen und Aussteller, die auf eine ausléandische Wéahrung lauten
oder in auslandischer Wahrung zahlbar sind.

77a
Virtuelle Wahrungen

(1) 1Eine virtuelle Wahrung ist das digitale Abbild eines Wertes, das nicht von einer
Zentralbank, einem Kreditinstitut oder einem E-Geld-Institut ausgegeben wurde und als
Alternative zu Geld genutzt, insbesondere elektronisch Ubertragen, verwahrt oder

gehandelt wird. 2Es handelt sich nicht um Echt- oder Landeswahrungen.

(2) 1Soweit die Verwertung von virtuellen Wahrungen der Vollstreckungsbehdrde obliegt,
sind die virtuellen Wahrungen den in den Landern bestimmten Zentralstellen zur

Verwertung anzuzeigen und durch diese zu verwerten. ’Die Verwertungsstelle fihrt den
Erlés nach Abzug der Verwertungskosten an die zustandige Kasse ab.

(3) Auf Ersuchen kénnen virtuelle Wahrungen entsprechend § 66 Absatz 1 zur dauerhaften
Nutzung an Ermittlungsbehdrden zugewiesen werden, wenn kein
Entschadigungsverfahren (8§ 459h StPO) durchzufiihren ist, weil der
Einziehungsanordnung kein Eigentums- oder Vermogensdelikt zugrunde liegt.

§78
Inlandische Zahlungsmittel

(1) Inl&ndische Zahlungsmittel (Euro oder Deutsche Mark), die noch im Kurs sind oder von
den offentlichen Geldinstituten noch eingelést werden, sind an die zustéandige Kasse
abzufihren; die Vollstreckungsbehdrde veranlasst, dass sie vereinnahmt werden.
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(2) Andere inlandische Zahlungsmittel, die nicht unter 8 77 Absatz 2 Nummer 1 fallen,
werden nach Mdglichkeit, insbesondere bei Sammlerwert, nach den allgemeinen
Vorschriften verwertet, andernfalls einer Nutzung geman § 67 zugefihrt oder vernichtet.

(3) Die Absatze 1 und 2 finden keine Anwendung, soweit gesetzlich etwas anderes
bestimmt ist.

§79
Inlandische Wertpapiere

(1) Bei Wertpapieren deutscher Ausstellerinnen oder Aussteller, die auf Euro oder
Deutsche Mark lauten und nicht in auslandischer Wahrung zahlbar sind, entscheidet tber
die Verwertung die oberste Justizbehérde oder die von ihr bestimmte Stelle.

(2) Sie werden ihr in Form eines Verzeichnisses angezeigt, das mindestens folgende
Spalten enthalt:

1. Bezeichnung des Wertpapiers;
2. Nennbetrag;

3. Zins- und Erneuerungsscheine;
4. Bemerkungen.

§80

Messgerate und sonstige Messgerite, Teilgerate, Zusatzeinrichtungen zu
Messgeraten, Fertigpackungen und andere Verkaufseinheiten

(1) Entsprechen Messgerate und sonstige Messgerate, Teilgerate, Zusatzeinrichtungen zu
Messgeréaten, Fertigpackungen und andere Verkaufseinheiten gemal § 1 Mess- und
Eichgesetz (MessEG) nicht den gesetzlichen Vorschriften, erscheinen sie aber verwertbar,
so werden sie nach Mdglichkeit in vorschriftsmafligen Zustand gebracht, soweit
vorgeschrieben, kompatibilitatsbewertet oder geeicht und nach den allgemeinen
Vorschriften verwertet. Soweit dies nicht moglich oder sonst untunlich ist, ist die
Verwertung lediglich im Wege des freihandigen Verkaufs an fachlich geeignete Hersteller-
oder Instandsetzungsbetriebe und nur mit dem Hinweis zulassig, dass die Gegenstande
nur verwendet oder zur Verwendung bereitgehalten werden dirfen, wenn sie den
Vorschriften des Mess- und Eichgesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen entsprechen.
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(2) Vorschriftswidrige Gegenstande, die als solche nicht verwertbar erscheinen oder die
nicht in einen vorschriftsmafiigen Zustand gebracht werden kdnnen oder bei denen die
dafur aufzuwendenden Kosten in keinem angemessenen Verhaltnis zu dem geschatzten
Erlos stehen, werden unbrauchbar gemacht und als Altmaterial nach den allgemeinen
Vorschriften verwertet. Kennzeichnungen bei Inverkehrbringen, Hersteller- oder
Eichzeichen, deren Missbrauch zu besorgen ist, sind vorher zu entfernen und zu
zerstoren. Verwertbarer Inhalt in Fertigpackungen ist vor seiner Unbrauchbarmachung zu
entnehmen und nach den fir ihn geltenden Vorschriften zu verwerten. Wenn die Kosten
der Entnahme des Inhalts den zu erwartenden Erl6s flr seine Verwertung Ubersteigen und
eine Verwendung fur Justizzwecke (z. B. Justizvollzugsanstalten, psychiatrische
Krankenh&user) nicht moéglich ist, kbnnen vorschriftswidrige Fertigpackungen mit
brauchbarem Inhalt an gemeinnitzige Einrichtungen der 6ffentlich-rechtlichen
Kdrperschaften, Anstalten, staatlichen, kommunalen oder kirchlichen Stiftungen oder
Wohlfahrtsorganisationen, die als zuverlassig bekannt sind, verauf3ert oder unentgeltlich
abgegeben werden, sofern die Empfangerinnen oder Empfanger sich verpflichten, den
Inhalt der ihnen Uberlassenen Gegenstande nur fur eigene Zwecke zu verwenden, nicht
an Dritte weiterzugeben und die Verpackungsgegenstande nach Entnahme des Inhalts zu
zerstoren. Sind grof3ere Mengen zu veraul3ern oder abzugeben und ist zu besorgen, dass
dadurch das Wirtschaftsleben beeintrachtigt wird, so sind sie an mehrere Empfangerinnen
oder Empfanger — moglichst an verschiedenen Orten — zu verauf3ern oder abzugeben.

(3) Hat die Vollstreckungsbehorde Zweifel, ob oder inwieweit ein Gegenstand
vorschriftsmanig ist, so fuhrt sie eine Stellungnahme der nach § 40 MessEG zustandigen
Behorde herbei.

§81
Verkorperungen eines Inhalts

(1) Gerichtliche Entscheidungen Uber die Einziehung von Inhalten (8 11 Absatz 3 StGB)
nach 8§ 74d Absatz 1, 2 oder § 76a StGB sind regelmaRig alsbald nach Rechtskraft im
Landeskriminalblatt bekannt zu machen. Falls es auf Grund der festgestellten oder
mutmallichen Verbreitung angebracht erscheint oder falls die Beschlagnahme des Inhalts
(8 11 Absatz 3 StGB) im Bundeskriminalblatt veroffentlicht worden ist, ist die Entscheidung
stattdessen im Bundeskriminalblatt bekannt zu machen. Die Bekanntmachung gilt als
Vollstreckungsersuchen an die Polizeidienststellen. Eine Bekanntmachung unterbleibt,
wenn anzunehmen ist, dass keine Inhalte (8 11 Absatz 3 StGB) mehr im Verkehr sind.

(2) Handelt es sich um einen Gewalt darstellenden, pornographischen oder einen sonst
jugendgefahrdenden Inhalt (8 11 Absatz 3 StGB) im Sinne des Jugendschutzgesetzes, so
ist die auf Einziehung lautende gerichtliche Entscheidung auszugsweise im
Bundeskriminalblatt bekannt zu machen, wenn der Inhalt (8 11 Absatz 3 StGB) genau
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genug bezeichnet werden kann. Ist der Inhalt (8 11 Absatz 3 StGB) nur in geringer Anzahl
oder nur in einem ortlich begrenzten Gebiet verbreitet worden, so genugt die
Bekanntmachung im Landeskriminalblatt. Wird in der gerichtlichen Entscheidung der
Gewalt darstellende, pornographische oder sonst jugendgefahrdende Charakter des
Inhalts (8§ 11 Absatz 3 StGB) verneint und die oder der Angeklagte freigesprochen oder
wird die Einziehung abgelehnt, so ist nach Nummer 226 Absatz 3 Satz 1 und 2 RiStBV zu
verfahren.

(3) Von gemalR § 74d Absatz 1, 2 oder § 76a StGB eingezogenen Inhalten sind, soweit
verflugbar, je drei Stiicke dem Bundes- und dem Landeskriminalamt zu Gibersenden. Von
Verkorperungen (8 11 Absatz 3 StGB) politischen Inhalts erhalten, soweit verfiigbar, auch
das Bundes- und das Landesamt fur Verfassungsschutz je drei Stlicke. Die Behandlung
der Ubrigen Stiicke der eingezogenen Inhalte (8 11 Absatz 3 StGB) richtet sich nach § 63
Absatz 1 Satz 2; jedoch ist von einer Vernichtung insoweit abzusehen, als die
Aufbewahrung einzelner Stiicke aus besonderen, aktenkundig zu machenden Grinden
geboten erscheint oder die Abgabe einzelner Sticke an bestimmte Stellen vorgeschrieben
ist.

(4) Die oberste Justizbehorde kann der zur Bekampfung Gewalt darstellender,
pornographischer oder sonst jugendgefahrdender Inhalte (§ 11 Absatz 3 StGB)
eingerichteten Zentralstelle die nach Absatz 2 der Vollstreckungsbehdrde obliegenden
Aufgaben Ubertragen. Dasselbe gilt fur die in Absatz 3 bezeichneten Aufgaben, soweit es
sich um Gewalt darstellende, pornographische oder sonst jugendgeféahrdende Inhalte (8 11
Absatz 3 StGB) handelt.

§ 82
Weine

(1) Ist Wein nur deshalb eingezogen worden, weil er den Vorschriften Gber Kennzeichnung
und Aufmachung nicht entspricht, beantragt die Vollstreckungsbehorde entweder eine
Ausnahmegenehmigung nach 8§ 27 Absatz 2 des Weingesetzes i. V. m. 8 2 der Wein-
Uberwachungsverordnung oder sie gibt das Erzeugnis mit der Auflage frei, dass es unter
Aufsicht der Weinkontrolle mit richtiger Bezeichnung in den Verkehr gebracht wird.

(2) Ist der Wein aus anderen Griinden eingezogen worden, so pruft die
Vollstreckungsbehérde im Benehmen mit der Stelle, die ihn beanstandet hat, wie der Wein
im Rahmen des geltenden Rechts ohne Beeintrachtigung der Marktordnung oder des
Verbraucherschutzes wirtschaftlich verwertet werden kann. Falls erforderlich, beantragt sie
bei der zustandigen Behotrde eine Ausnahmegenehmigung nach 8§ 27 Absatz 2 des
Weingesetzes i. V. m. § 2 der Wein-Uberwachungsverordnung.
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(3) Soll Wein zur Verwertung vergallt werden, so geschieht dies durch Zusatz von
Lithiumchlorid in einer Menge von mindestens 0,5 g oder von Natriumchlorid in einer
Menge von mindestens 2 g auf einen Liter Flussigkeit. Auf Vorschlag der zustandigen
Lebensmitteliberwachungsbehérde kann eine grofRere Menge, ein anderes
Vergallungsmittel verwendet oder ein Lebensmittelfarbstoff zugesetzt werden. Die
Vollstreckungsbehdrde oder die von ihr ersuchte Behorde Gberwacht die Vergéallung.

(4) Nach der Vergallung ist die Umschlie3ung des Weines durch amtliche Verschlisse zu
sichern, bevor er der Erwerberin oder dem Erwerber Gibergeben wird. Die Verschlisse
konnen auch durch die Polizei oder die Weinkontrolle angelegt werden. Die Erwerberin
oder der Erwerber muss sich als Inhaberin oder Inhaber einer gewerblichen
Verschlussbrennerei ausweisen und durch schriftliche Erklarung verpflichten,

1. die Verschlusse bis zur Freigabe des Weines durch die Zollaufsichtsbeamtinnen oder
-beamten unverletzt zu erhalten;

2. den Eingang des Weines binnen 24 Stunden der Zollstelle unter Angabe der Art und
Menge schriftlich zu melden;

3. die Ubernommene Menge restlos in ihrer oder seiner gewerblichen
Verschlussbrennerei zu Branntwein zu verarbeiten und diesen an die
Bundesmonopolverwaltung fur Branntwein abzuliefern, wenn er aus anderen als den
in 8 37 des Gesetzes Uber das Branntweinmonopol genannten Stoffen gewonnen
worden ist;

4. sich den besonderen Uberwachungsanordnungen des Hauptzollamts zu unterwerfen;

5. bei VerstdlRen gegen die Pflichten zu Nummer 1 bis 4 eine Vertragsstrafe zu zahlen,
deren Hohe die Vollstreckungsbehérde im Voraus bestimmt.

(5) Die Vollstreckungsbehorde oder die von ihr beauftragte Behorde oder Stelle
Ubersendet die Verpflichtungserklarung der Erwerberin oder des Erwerbers dem
Hauptzollamt. Mitzuteilen sind dabei die Menge des Weines und sein Weingeistgehalt,
soweit er aus den Akten festzustellen ist, ferner Art und Zahl der UmschlieBungen und ihr
Rohgewicht sowie Art und Zahl der angelegten Verschliisse. Der Weingeistgehalt wird in
der Regel aus den bei den Akten befindlichen Gutachten zu ersehen sein.

(6) Der Wein ist zu vernichten, wenn

1. ervon gesundheitlich bedenklicher Beschaffenheit ist und der Mangel nicht mit
angemessenem Kostenaufwand beseitigt werden kann;
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2. die nach § 27 Absatz 2 des Weingesetzes i. V. m. § 2 der Wein-
Uberwachungsverordnung erforderliche Genehmigung nicht erteilt wird;

3. durch die Verauf3erung ein die Vergallungs- und Verwertungskosten Ubersteigender
Erlos nicht zu erwarten ist;

4. eine Verwertung aus sonstigen Grunden nicht in Betracht kommit.

§ 83
Andere unter das Weingesetz fallende

Erzeugnisse und Getranke

8§ 82 gilt entsprechend fur Traubenmaische, Traubenmost, konzentrierten Traubenmost,
teilweise gegorenen Traubenmost, Traubensaft, Likbrwein, Schaumwein, dem
Schaumwein und dem Wein ahnliche Getranke, Mischgetranke (§ 22 der Verordnung zur
vorlaufigen Aufrechterhaltung weinrechtlicher Vorschriften), Brennwein, Branntwein aus
Wein, verschnittenen Branntwein aus Wein, Weinalkohol, Weindestillat, Tresterwein,
Rohbrand aus Wein und Rohbrand aus Brennwein, die nach 8 52 des Weingesetzes
eingezogen worden sind.

§84
Andere unter das Weingesetz fallende Stoffe

und Gegenstande

Stoffe und Gegenstande, deren Verwendung bei der Herstellung, Behandlung und
Verarbeitung von Wein oder anderen in 8 83 genannten Erzeugnissen oder Getranken
unzulassig ist, sind nach allgemeinen Grundsatzen zu verwerten, wenn eine
vorschriftswidrige Verwendung durch die Erwerberin oder den Erwerber nicht zu besorgen
ist; andernfalls sind sie zu vernichten. In Zweifelsfallen ist die nach 8§ 27 des Weingesetzes
i. V. m. § 2 der Wein-Uberwachungsverordnung zustandige Behorde vor der Verwertung
oder Vernichtung zu beteiligen.

§85
(aufgehoben)

§ 86
Brenn- und Reinigungsgeréte

Die Abgabe von zur gewerblichen Gewinnung oder Reinigung von Alkohol geeigneten
Brenn- oder Reinigungsgeraten oder sonstigen zur gewerblichen Gewinnung oder
Reinigung von Alkohol bestimmten Geréaten ist schriftlich oder elektronisch unter Angabe
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des Empfangers dem Hauptzollamt anzuzeigen (8 32 Absatz 1 Satz 1 des
Alkoholsteuergesetzes).

Abschnitt 6
Vollstreckung von Entscheidungen nach dem Gesetz
uber Ordnungswidrigkeiten

§ 87
Anzuwendende Vorschriften,
ergianzende Bestimmungen

(1) Far die Vollstreckung gerichtlicher BuRgeldentscheidungen und der Erzwingungshatft
nach § 97 OWIG gelten die 88 2 bis 4, 6, 7, 9, 10, 13, 15, 16, 18, 19 und 21 sinngemals.
Richtet sich die Vollstreckung gegen Jugendliche oder Heranwachsende, so gelten
hinsichtlich der Ubertragung auf die Rechtspflegerin oder den Rechtspfleger die fiir das
Jugendstrafverfahren erlassenen besonderen Vorschriften sinngemal.

(2) Die Vollstreckung der Geldbul3e, einer Nebenfolge, die zu einer Geldzahlung
verpflichtet, und der Verfahrenskosten richtet sich ferner nach der EBAO. Im Ubrigen
gelten sinngemal fir die Vollstreckung

1. des Fahrverbots (8 25 StVG) der § 59a;
2. der Einziehungsanordnung oder Unbrauchbarmachung die 88 60 bis 86;

3. der Erzwingungshaft der § 22 Absatz 1, 2, die 88 23, 24, 26 bis 28 Absatz 1 Satz 1
und 2, Absatz 2, 88 29, 30, 33 bis 35, 36 Absatz 1, 8§ 37 Absatz 1, 2, 4 und 5, § 38
Nummern 1, 2 und 4, § 40 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2, § 43 Absatz 2 bis 6, § 45
Absatz 1 und 2, 88 46 bis 47 und 51.

(3) Bei der Aufforderung zur Zahlung der Geldbul3e sind die Betroffenen zugleich
aufzufordern, im Falle der Zahlungsunfahigkeit der Vollstreckungsbehérde schriftlich oder
zur Niederschrift darzutun, warum die fristgeméaRe Zahlung nach den wirtschaftlichen
Verhaltnissen nicht zuzumuten ist, und zu belehren, dass nach 8§ 96 Absatz 1 OWiG
Erzwingungshaft angeordnet werden kann, wenn die Geldbul3e oder die bestimmten
Teilbetrage nicht fristgemaf gezahlt und auch der Pflicht zur Darlegung der
wirtschaftlichen Verhaltnisse nicht gendgt wird.

Abschnitt 7
Vollstreckung gerichtlich erkannter Ordnungs- und

Zwangshatft in Straf- und BuRRgeldsachen
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§ 88
Anzuwendende Vorschriften,
ergianzende Bestimmung

(1) Wird gerichtlich erkannte Ordnungs- oder Zwangshatft in Straf- oder Buf3geldsachen
nach 88 51, 70, 95 StPO, § 46 Absatz 1 OWiG von der Staatsanwaltschaft als
Vollstreckungsbehoérde oder als ersuchte Behdrde vollstreckt, so gelten folgende
Vorschriften sinngeman:

§2 (Nachdruckliche Vollstreckung);

§3 (Aufgaben der Vollstreckungsbehérde);

§9 (Vollstreckungshilfe);

§ 22 (Vollstreckungsplan);

8§23 (Sachliche Vollzugszustandigkeit);

§24 Absatz 1, 2, 4 und 5 (Ortliche Vollzugszustandigkeit);

8 27 (Ladung zum Strafantritt);

§ 28 (Uberfuhrungsersuchen);

88 29, 30 Absatz 1 und Absatz 2 Satze 1 und 2 (Aufnahmeersuchen) ;
§33 (Vorfuhrungs- oder Haftbefehl);

8§34 (Weitere MalRBnahmen zur Sicherstellung der Strafvollstreckung);
8§35 (Mitteilungen an die Vollstreckungsbehérde);

8 36 (Uberwachungspflicht der Vollstreckungsbehérde);

§ 37 (Strafzeitberechnung);

8 38 Nummern 1 und 2 (Strafbeginn);

840 (Berechnung des Strafrestes);

8§43 Absatz 2 bis 6 (Vollstreckung mehrerer Freiheitsstrafen);

88 45, 46 (Unterbrechung der Strafvollstreckung bei Vollzugsuntauglichkeit);
8 47 (Mitteilungen der Vollstreckungsbehoérde an die Bundeswehr);
8§49 Absatz 1, 8§ 50 Absatz 2 (Ersatzfreiheitsstrafe);

§51 (Ladung zum Strafantritt).

(2) Veranlasst die oder der Vorsitzende des Gerichts die Vollstreckung nach § 179 GVG, 8§
36 Absatz 2 StPO unmittelbar, so bleibt die Entscheidung, ob und inwieweit Vorschriften
der Strafvollstreckungsordnung anzuwenden sind, ihr oder ihm Gberlassen.

Anlagen (nichtamtliches Verzeichnis)

Weitere Informationen siehe rechte Spalte oben.
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FuRnoten

1)

2)

3)

4)

5)

6)

7)

8)

9)

Sachsen-Anhalt:
AV des MJ Uber die Richtlinien zum Jugendgerichtsgesetz (RiJGG) vom 8. Juni 1994
(MBI. LSA S. 1939)

Sachsen-Anhalt:

AV des MJ Uber die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum
Jugendstrafvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt (VVJug LSA) vom 17. Dezember 2007
(JMBI. LSA S. 338), geandert durch AV vom 26. Februar 2009 (JMBI. L SA'S. 53, 54)

Bundeswehrvollzugsordnung vom 29. November 1972 (BGBI. | S. 2205), gedndert
durch 8§ 184 des Gesetzes vom 16. Méarz 1976 (BGBI. | S. 581, 605)

Sachsen-Anhalt:
AV des MJ lber die Richtlinien fur den Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen
Angelegenheiten (RiVASt) vom 10. Dezember 2008 (JMBI. LSA S. 276)

Soweit in einzelnen Landern bereits Strafvollzugsgesetze in Kraft sind, sind die
entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften anzuwenden.

Sachsen-Anhalt:
Landesrechtliche Vorschriften sind zurzeit nicht vorhanden.

Ist die Unterbringung vor dem 1. Mai 1986 angeordnet worden, so ist Artikel 316
EGStGB zu beachten.

Zu beachten sind die vorrangigen Mal3gaben aus dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 2011 (2 BvR 2333/08).

Sachsen-Anhalt:

AV des MJ lber die Geschaftsanweisung fur Gerichtsvollzieher (GVGA) und
Gerichtsvollzieherordnung (GVO) vom 24. Januar 1991 (MBI. LSA S. 21), zuletzt
geéandert durch AV vom 22. Dezember 2003 (JMBI. LSA 2004 S. 33)

Weitere Fassungen dieser Vorschrift

Vorschrift vom 16.08.2017, gliltig ab 01.10.2017 bis 14.08.2024

Vorschrift vom 18.07.2011, glltig ab 01.08.2011 bis 30.09.2017

Seite 64 von 64


https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/allgemeine-verfuegung-des-senators-fuer-justiz-und-verfassung-zur-neufassung-der-strafvollstreckungsordnung-und-der-einforderungs-und-beitreibungsanordnung-104692?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#DocInhalt
https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/allgemeine-verfuegung-des-senators-fuer-justiz-und-verfassung-zur-neufassung-der-strafvollstreckungsordnung-und-der-einforderungs-und-beitreibungsanordnung-64440?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#DocInhalt

	Allgemeine Verfügung des Senators für Justiz und Verfassung zur Neufassung der Strafvollstreckungsordnung und der Einforderungs- und Beitreibungsanordnung
	Vom 18. Juli 2011
	Anlagen (nichtamtliches Verzeichnis)
	Fußnoten
	Weitere Fassungen dieser Vorschrift



